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Die IG Metall unterstützt das Zwei-Grad-Ziel, das 
die Klimakonferenz der Vereinten Nationen als 
gemeinsame Verpflichtung 2009 beschlossen 
hat. Warum?
Wolfgang Lemb: Als Industriegewerkschaft tra-
gen wir eine klimapolitische Verantwortung. Wir 
gestalten mit. Wir haben nur einen Planeten, den 
müssen wir alle so vernünftig bewirtschaften, 
dass auch die nachfolgenden Generationen eine 
gute Lebensqualität, ein gutes Auskommen und 
gute Arbeitsplätze haben können.

Aber nicht nur aus klimapolitischen Gründen, 
oder ist die IG Metall ganz grün geworden?
Wolfgang Lemb: Wir begreifen die Klimapolitik 
auch als Innovations- und Modernisierungspro-
gramm. So gut wie alle Branchen der IG Metall 
haben hier beachtliche Entwicklungspotenziale. 
Das geht von der Automobilindustrie mit Leicht-
bauweise, neuen Antrieben und E-Mobilität zum 
Maschinen-, Kraftwerks- und Anlagenbau, zu 
Solar- und Gebäudetechnik, Windkraft und Ener-
gieeffizienz. Wir wollen ein Gleichgewicht zwi-
schen sicheren Arbeitsplätzen, effizientem Kli-
maschutz und einer ökonomisch erfolgreichen 
Wirtschaft.

Was macht eine Gewerkschaft wie die IG Metall 
in der Klimapolitik anders?
Wolfgang Lemb: Wir Gewerkschafter haben eine 
eigenständige Rolle, einen spezifischen Blick-
winkel und einen klaren Auftrag. Nämlich sowohl 

auf den Klimaschutz zu achten, als 
eben auch die Interessen der Be-
schäftigten zu schützen. Deshalb 
setzen wir uns für einen gerechten 
Übergang („just transition“) zu ei-
ner energieeffizienten und klima- 
freundlichen Wirtschaft mit guter 
Arbeit („decent work“) ein. Damit 

einhergehende mögliche Strukturveränderun-
gen müssen gerecht und sozialverträglich ge-
staltet werden. Es geht auch nicht an, dass die 
einen sich an internationale Vereinbarungen hal-
ten und andere dann als Trittbrettfahrer – ohne 
Klimaschutz-Maßnahmen im eigenen Land – den 
Wettbewerb verzerren und deshalb Arbeitsplätze 
verloren gehen.

Warum ist der Klimagipfel in Paris so wichtig?
Wolfgang Lemb: Wir brauchen endlich weltweit 
verlässliche, transparente, nachprüfbare und ge-
rechte Rahmenbedingungen für ein klimafreund-
liches Wirtschaften. Die Zeit der nationalen Ego-
ismen oder Raubbau-Konzerne ist vorbei. Aber 
machen wir uns nichts vor: Das Zwei-Grad-Ziel zu 
erreichen liegt noch in weiter Ferne, ebenso ein 
gerechter Klimaabgabenausgleich zwischen den 
reichen und den armen Nationen.

Wie ist die europäische Perspektive?
Wolfgang Lemb: Die Welt wie die EU brauchen ei-
nen verlässlichen Fahrplan mit mittel- und lang-
fristigen Emissionszielen, die von allen Staaten 
erreicht werden müssen und können. Ob Indus-
triestaat, Schwellen- oder Entwicklungsland: 
Jeder muss Klimaschutz betreiben. Wir sind für 
eine Ausgestaltung der europäischen Energiepo-
litik, weil das für den strategischen Wettbewerb 
wichtig ist. Unser Anspruch ist es, dass die euro-
päische Industrie zu den Marktführern bei inno-
vativen Effizienztechnologien gehört. 

INTERVIEW: KLIMA BRAUCHT GERECHTIGKEIT
Wolfgang Lemb,
Geschäftsführendes Vorstands- 
mitglied der IG Metall
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DIE IG METALL UND DIE KLIMAPOLITIK

Sozial, wirtschaftlich, nachhaltig 
Das Zeitfenster, die Erderwärmung auf zwei Grad 
Celsius zu begrenzen und die wirtschaftlichen 
und sozialen Schäden des Klimawandels einzu-
dämmen, lässt nur wenige Jahrzehnte Zeit zum 
Handeln. Deshalb ist der Klimagipfel von Paris 
im Dezember 2015 so wichtig. Klima- und Res-
sourcenschutz sind das Thema des 21. Jahrhun-
derts. Es geht um die nächsten dreißig bis vier-
zig Jahre. Die Uhr tickt.
Der Klimawandel und die deshalb notwendige 
Energie- und Mobilitätswende stellen Deutsch-
lands Industrie vor große Herausforderungen. 
Doch wenn klug gesteuert wird, kann daraus 
nach Ansicht der IG Metall ein beachtlicher 
Wachstumsmotor werden. Alle Sektoren der Wirt-
schaft tragen Verantwortung, das Zwei-Grad-Ziel 
zu erreichen. Industrie, Energie- und Mineralöl-
wirtschaft, Verkehr, Dienstleistungen, Landwirt-
schaft und die privaten Haushalte sind gefordert.

STARKE STELLUNG BEHAUPTEN
Die IG Metall unterstützt das Zwei-Grad-Ziel und 
den dafür notwendigen Wandel. Gerade deut-
sche Unternehmen können sich durch innovative 
Produkte und Technologien eine starke Stellung 
im globalen Wettbewerb verschaffen oder ihn et-
wa im Hinblick auf einen energieeffizienten Ma-
schinen- und Anlagenbau weiterhin behaupten. 
Energie-, Klima- und Industriepolitik sind die 
entscheidenden Hebel für Entwicklung, Wohl-
stand, Beschäftigung und eine zukunftsfähige 
Infrastruktur.
Nach Jahren des Stillstands braucht der Klima-
schutz endlich ein verlässliches und wirksames 
internationales Abkommen. Es bedarf verläss-
licher und für alle Staaten gleichermaßen ver-
bindlicher Leitplanken. National, europäisch und 
global. Es braucht ein transparentes Verfahren 
und vergleichbare nationale Regeln für die Kli-
maschutzziele. 

Das Beispiel der energieintensiven Industrie 
macht deutlich, dass deutsche und europäische 
Emissionsvorgaben, so sinnvoll und richtig sie 
sind, zu Wettbewerbsverzerrungen größeren 
Ausmaßes führen können. Gleichzeitig bildet 
sich die wirtschaftliche Schieflage der Welt auch 
noch bei den Bürden der Klimafolgen ab.
Die IG Metall unterstützt eine anspruchsvolle 
und gerechte Klimapolitik, deren erstes Element 
Fairness heißt. Dafür ist sie auf vielen nationalen 
Ebenen unterwegs, dafür agiert sie zusammen 
mit dem Europäischen und dem Internationalen 
Gewerkschaftsbund. Dafür ist sie als Nicht-Re-
gierungs-Organisation (NGO) in Paris dabei. 
Klimagerechtigkeit und eine solidarische Ge-
staltung des notwendigen Strukturwandels sind 
dafür wichtige Forderungen. Keinesfalls dürfen 
die ärmeren Länder der Welt im Stich gelassen 
werden und den höchsten Preis bezahlen. Die 
richtige Klimapolitik ist für die IG Metall

 �sozial gerecht,
 �wirtschaftlich nachhaltig,
 �international solidarisch.

TEMPERATUR – PERZENTILE AN LAND UND AUF DEM OZEAN, JUNI 2015

Quelle: NOAA’s National Centers for Environmental Information

Klimapolitik
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Klimaschutz ist eine Sache der Gewerkschaften. 
Der Klimawandel ist eine Gefahr für Arbeits- 
plätze und Existenzgrundlagen. „Auf einem to-
ten Planeten gibt es keine Arbeitsplätze“, kann 
man immer wieder in vielen Sprachen der Welt 
auf Plakaten lesen. Beim Weltkongress des Inter-
nationalen Gewerkschaftsbundes (IGB) 2014 in 
Berlin schlossen sich gut 50 Gewerkschaften zum 
Aktionsbündnis „Unions4Climate“ – Gewerk- 
schaften für das Klima – zusammen. Es wurden 
schnell mehr. Im IGB sind rund 180 Millionen Ge-
werkschafter in 162 Ländern und über 328 Mit-
gliedsorganisationen organisiert. 

Schon vor dem gewerkschaftseigenen Klima-
gipfel im September in Paris mobilisierte „Uni-
ons4Climate“ im Juni 2015 zu einer globalen 
Aktionswoche. Rund um den Globus gab es viele 
bunte Aktionen, Demonstrationen, Sit-Ins, Auf-
rufe, Briefkampagnen, Internet-Petitionen, Twit-
ter-Hashtags, Facebook-Seiten, Flashmobs, Ver-
anstaltungen und Diskussionen mit Politikern. 

INTERNATIONALE GEWERKSCHAFTEN

Aktionen für das Klima

MEHRHEIT FÜR KLIMASCHUTZ
Die überwältigende Mehrheit der Menschen will 
staatliche Maßnahmen zum Klimaschutz. Das 
belegt eine Umfrage des Internationalen Gewerk-
schaftsbundes (IGB) in 14 wichtigen Ländern der 
Welt. Danach wollen 73 Prozent der Menschen, 
dass die Regierungen mehr tun, um die Umwelt-
verschmutzung, die den Klimawandel verursacht, 
in den Griff zu bekommen und zu begrenzen. Am 
deutlichsten wird dies in Brasilien, Südafrika, 
Russland, Italien und Indien. Dort sprechen sich 
80 Prozent oder mehr der Befragten für staatliche 
Maßnahmen aus. In Deutschland sind es 70 Pro-
zent, in den USA 60 Prozent.
Eine unmittelbar vor dem G 7-Gipfel von Elmau im 
Juni 2015 veröffentlichte Umfrage des IGB nach 
dem Vertrauen der Menschen in Unternehmen und 
Lieferketten ergab Folgendes:

 �55 Prozent der Befragten in Frankreich, Deutsch-
land, Großbritannien und den USA sind der An-
sicht, dass den meisten globalen Unternehmen 
nicht zu trauen ist, sich angemessen um ihre 
Beschäftigten zu kümmern, weshalb strengere 
Gesetze notwendig sind.
 �80 Prozent der Befragten in Indonesien, den 
Philippinen und der Türkei glauben, dass den 
meisten Arbeitgebern die Profite wichtiger sind 
als die Sicherheit ihrer Beschäftigten. 
 �Ebenso viele sind der Ansicht, dass die Unter-
nehmen allen ihren Beschäftigten einen men-
schenwürdigen Mindestlohn zahlen sollten, egal 
wo sie beschäftigt sind.

»Der Wechsel aus der Zeit der fossilen Energieträ-
ger in eine kohlenstofffreie Wirtschaft kann nicht 
ohne eine Veränderung des Arbeitsmarktes erfol-
gen. Deshalb müssen ein gerechter Strukturwandel 
(„just transition“) und gute Arbeit („decent work“) 
im Mittelpunkt des neuen Abkommens stehen.« 
Dies verlangt der Europäische Gewerkschaftsbund 
in einer Entschließung.
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Aktionen

Land Mehr tun % Genauso viel wie derzeit % Weniger tun % 

Brasilien 93 7 -

Südafrika 88 7 5

Russland 87 9 4

Italien 85 11 4

Indien 80 6 14

China 74 5 21

Kanada 73 22 5

Japan 73 17 10

Deutschland 70 22 8

Belgien 68 21 11

Frankreich 63 27 10

Australien 62 26 12

USA 60 23 17

UK 56 33 11

Millionen von Gewerkschaftsmitglidern in 
über hundert Ländern machten dabei ihren 
Abgeordneten, Staats- und Regierungschefs 
deutlich, dass es dringend zu einem über-
zeugenden globalen Klimaschutz-Abkommen 
kommen muss. Sie fordern, einen Kompro-

miss zwischen Industrie-, Entwicklungs- und 
Schwellenländern zu finden, der das Klima 
rettet und gleichzeitig Wachstum und Ent-
wicklung fördert. Emissionsarm, ökologisch 
nachhaltig, menschenrechtsbasiert, sozial, 
gerecht und länderspezifisch.

DIE REGIERUNGEN MÜSSEN MEHR TUN

Die Frage bei der weltweiten Umfrage des IGB 2014 lautete: Sollte die Regierung für die Verminderung von 
Umweltverschmutzung, die zum Klimawandel führt, mehr, genauso viel wie derzeit oder weniger tun?

Quelle: Weltweite Umfrage des IGB 2014, www.ituc-csi.org

DGB-Projektgruppe  
„Begleitung der 
Energiewende“
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Wer hat Einwände?

Gemeint ist der Vorsatz, die globale Erwärmung auf 
zwei Grad Celsius gegenüber dem Niveau vor Be-
ginn der Industrialisierung zu begrenzen. Bei einer 
größeren Erwärmung drohen nach den Erkennt-
nissen der Klimaforschung sogenannte „Kipp-Ele-
mente“. Sie würden die Folgen des Klimawandels 
unabsehbar und teilweise unumkehrbar machen. 
Das Zwei-Grad-Ziel kann nur eingehalten wer-
den, wenn der globale Ausstoß von Treibhaus-
gasen langfristig deutlich zurückgeht. Es ist so 
etwas wie der kleinste gemeinsame Nenner der 
internationalen Klimapolitik. Während die einen 
die damit notwendigen Vorgaben für zu streng 
halten, gibt es gerade ärmere Länder, die selbst 
bei einer Einhaltung dieser Grenze mit weit hö-
heren Temperaturen und damit radikal veränder-
ten Lebensbedingungen klarkommen müssen.

Erstmals formuliert wurde das Zwei-Grad-Ziel 
von dem Ökonomen William D. Nordhaus 1975, 
also vor 40 Jahren. Seine Kosten-Nutzen-Ana-
lyse war alarmierend. 1995 argumentierte der 
„Wissenschaftliche Beirat der Bundesregie-
rung Globale Umweltveränderungen“ (WBGU) 
in einem Gutachten für die Zwei-Grad-Grenze. 
Daraufhin wurde sie von der Politik übernom-
men und zum Ziel der deutschen Klimaschutz-
politik gemacht. International einigten sich die 
Delegierten der UN-Klimakonferenz 2009 auf 
den „Copenhagen Accord“, der erstmals das 
Zwei-Grad-Ziel enthielt. Es wurde beim Welt-
klimagipfel 2009 in Cancún anerkannt und 
verabschiedet. Die Mitgliedstaaten der EU be-
schlossen 1996 und abermals 2005 das Zwei-
Grad-Ziel als eine Leitlinie ihrer Klimapolitik.

Kritiker dieses Beschlusses sind die Allianz von 
44 kleinen Inselstaaten (AOSIS), Bolivien als 
Vertreter der ALBA-Länder und die besonders 
armen Länder, die LDC-Staaten. Teilweise ha-
ben sie sich im „Climate Vulnerable Forum“ zu-
sammengeschlossen und fordern eine Grenze 
von 1,5 Grad. Vor allem für viele Länder Afrikas 
bedeuten zwei Grad (durchschnittliche) globa-
le Erwärmung eine weit stärkere Temperatur- 
erhöhung. 
In der wissenschaftlichen Debatte gibt es 
Zweifel, ob selbst bei gutem Willen und der 
Kooperation aller Staaten das Zwei-Grad-Ziel 
überhaupt noch einzuhalten sei. Die Deutsche 
Physikalische Gesellschaft plädierte bereits im 
Dezember 1985 und erneut 1987, gemeinsam 
mit der Deutschen Meteorologischen Gesell-

KLIMAPOLITIK, ERKLÄRT

Was ist das Zwei-Grad-Ziel?

VERTEILUNG DER WELTWEITEN CO2-EMISSIONEN NACH SEKTOREN  
IM JAHR 2012
Anteil an den CO2-Emissionen in Prozent

Die Statistik bildet die Verteilung der weltweiten CO2-Emissionen nach Sek-
toren ab. Danach verursachte 2012 die Elektrizitäts- und Wärmeerzeugung 
42 Prozent des weltweiten Kohlenstoffdioxid-Ausstoßes.
	

Quelle: Statista 2015

Elektrizitäts-  
und Wärme- 
erzeugung

42

23
20

6
9

Transport Industrie Haushalte Sonstige
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Was ist der Treibhaus-Effekt?
Die Erdatmosphäre funktioniert wie eine Schutz-
hülle. Kurzwellige Sonnenstrahlen dringen in sie 
ein, erwärmen den Boden und die untere Atmo-
sphäre, das macht das Leben auf der Erde über-
haupt erst möglich. 
Seit Beginn des Industriezeitalters aber sind 
immer größere Mengen an Abgasen in die Atmo-
sphäre gelangt. Der natürliche Treibhauseffekt 
hat sich dadurch um ein Vielfaches verstärkt. 
Die schädlichen Treibhausgase wie Kohlen(stoff)
dioxid (CO2), Ozon (O3), Distickstoff (N2O) und 
Methan (CH4) sorgen dafür, dass immer weniger 
Wärmestrahlen zurück ins All gelangen. So heizt 
das Klima sich immer weiter auf. 
Beim Heizen und Kühlen, bei der Produktion 
von Gütern und im motorisierten Verkehr setzt 
die Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen 
– Braunkohle, Steinkohle, Erdgas, Erdöl, Torf – 
Treibhausgase frei. Auch die intensive Viehhal-
tung und das Abholzen der Regenwälder tragen 
dazu bei. Fossile Brennstoffe basieren auf orga-
nischen Kohlenstoffverbindungen aus den Ab-
baubauprodukten von toten Tieren und Pflanzen 
und auf dem Kohlenstoffkreislauf. Sie ermögli-
chen es, die darin gespeicherte Sonnenenergie 
vergangener Jahrmillionen zu nutzen –eigent-
lich ein faszinierender Vorgang, wenn er nicht 
im groß-industriellem Ausmaß betrieben würde. 
Erst die technische Erschließung dieser Brenn-
stoffe hat das Wirtschaftswachstum seit der in-

dustriellen Revolution möglich gemacht. Rund 
achzig Prozent des weltweiten Energiebedarfs 
werden heute aus fossilen Quellen gedeckt. Bei 
ihrer Verbrennung mit Sauerstoff wird Energie in 
Form von Kohlenstoffdioxid und Wärme freige-
setzt. Je nach Zusammensetzung gelangen auch 
andere chemische Verbindungen wie Ruß, Stick-
stoffoxide und Feinstäube in die Luft.

Klimapolitik

schaft, für die Einhaltung eines Ein-Grad-Zie-
les. Wissenschaftler befürchten, dass bereits 
eine globale Erwärmung von 1,5 Grad aus-
reicht, um ein starkes Auftauen des sibirischen 
Permafrosts bis hin zum 60. Breitengrad zu be-
wirken. Dort ist eine Kohlenstoffmenge gespei-
chert, die zweimal dem vorindustriellen Gehalt 
der Atmosphäre entspricht. Das bedeutet, dass 
ein großes Risiko für eine starke Freisetzung 
von Methan und Kohlenstoffdioxid aus dieser 
Quelle besteht, was zu einer weiteren Erder-
wärmung führen würde.

ANTEIL DER CO2-EMISSIONEN AN DEN GLOBALEN EMISSIONEN  
IM JAHRESVERGLEICH 1990/2013
in Prozent und Auswahl der 15 größten Emittenten 

29,1

Quelle: EU Kommission/Edgar, 2014; IW Köln
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Arme Länder zuerst betroffen
Von den schlimmen Folgen des Klimawandels 
sind zuallererst Menschen in den ärmeren Tei-
len der Erde betroffen. Wüstengebiete weiten 
sich aus, Wasser wird wertvoller als Gold und 
zu einem Kriegsgrund. Viele Menschen müssen 
ihre Heimat verlassen, weil das Land unfrucht-
bar wurde und Hungersnöte drohen. In anderen 

Weltregionen sind die Menschen von schweren 
Überschwemmungen betroffen. Die Zahl der 
Flüchtlinge steigt. Viele Organisationen bemän-
geln, dass die reicheren Industrienationen viel 
zu wenig Verantwortung übernehmen wollen, 
obwohl sie einen erheblichen Anteil am hohen 
Ausstoß von Treibhausgasen haben. 

CO2-EMISSIONEN IM VERGLEICH
Gesamtausstoß und Ausstoß pro Kopf verschiedener Regionen 2013 

Quelle: Global Carbon Project
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Was sind die Folgen?
Der UN-Klimarat IPCC veröffentlicht alle sechs 
Jahre Sachstandsberichte, zuletzt war das 2013. 
Danach hat sich die Erdatmosphäre in den letzten 
150 Jahren um rund ein Grad Celsius erhitzt. In den 
nächsten fünfzig Jahren sollen die Temperaturen 
um mehr als zwei Grad steigen. Die fünf heißes-
ten Sommer der letzten 500 Jahre sind in Zentral- 
europa alle nach 2001 aufgetreten. Der Juni 2015 
war global der wärmste seit Beginn der regel- 
mäßigen Wetteraufzeichnungen im Jahr 1880. Er 
übertraf damit den Juni 2014. Das Jahr 2015 wird 
das vorerst wärmste Jahr seit Beginn der Mes-
sungen sein. Alleine in Deutschland lagen die Ju-
li-Temperaturen um 3,7 Grad höher als üblich.
Viele Klimafolgen sind jetzt bereits sichtbar: 
Orkane und Dürren, schwere Unwetter, Über-

schwemmungen, Tornados auch in Deutschland, 
extreme Wetterverhältnisse. Deutsche Handels-
kammern bieten inzwischen Seminare an: „Wie 
schütze ich mein Unternehmen vor Starkregen?“ 
Das „ewige“ Eis der Arktis und die Gletscher 
schmelzen immer schneller, die Meeresspiegel 
steigen an. Ganze Küstenregionen drohen in den 
nächsten Jahrzehnten im Wasser zu versinken. 
In warmen Regionen herrschen dagegen immer 
öfter Dürrekatastrophen. Die Lebensräume von 
Mensch und Tier sind zunehmend bedroht. Seit 
1980 haben sich die weltweiten Schadensfälle 
verdreifacht. Allein für Deutschland prognosti-
zierte das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung künftige Schäden durch den Klimawan-
del in Höhe von drei Billionen Euro.
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Welche Rolle spielt die Kohle?

Was ist ein Klimagipfel?

Kohle gilt als der größte Treiber des menschen-
gemachten Temperaturanstiegs auf der Erde. 
Doch ungeachtet aller wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und politischer Absichtserklärungen 
wird immer mehr dieses fossilen Brennstoffs 
gefördert und verbraucht. 2014 waren es welt-
weit 7,2 Milliarden Tonnen, dies nach Berech-
nungen des Vereins der Kohlenimporteure. Das 
ist doppelt so viel wie noch im Jahr 2010. Allein 
in diesen vier Jahren hat sich der Einsatz von 
Kesselkohle zur Stromerzeugung in Kraftwerken 

weltweit auf 6,2 Milliarden Tonnen verdoppelt, 
der von Kokskohlen zur Stahlerzeugung welt-
weit verdreifacht. Das überaus hohe Angebot 
dieses (im Abbau hochsubventionierten) fossi-
len Brennträgers sorgt für niedrige Kohlepreise 
und macht diese Energie weiterhin attraktiv. In 
Deutschland erreichten die Kohleimporte 2014 
mit 56 Millionen Tonnen eine neue Rekordmarke. 
Nur noch ein Siebtel des deutschen Bedarfs wird 
mit Inlandskohle bedient. Der Rest kommt aus 
Kolumbien, den USA und Russland.

Seit 1992 treffen sich Regierungschefs, Organisa-
tionen, Aktivisten und Lobbyisten aus Wirtschaft, 
Umwelt und Technik jedes Jahr, um bei den Klima-
gipfeln und den dazwischen liegenden Klimakon-
ferenzen über die Zukunft der Erde zu verhandeln. 
Grundlage ist das 1992 in Rio de Janeiro beschlos-
sene „Rahmenübereinkommen der Vereinten Na-
tionen über Klimaänderungen“ (United Nations 
Framework Convention on Climate Change, UNF-
CCC) – die sogenannte Klimakonvention. Ihr Ziel 
ist es, gefährliche menschengemachte Klimaver-
änderungen zu verhindern, die globale Erwär-
mung abzubremsen und ihre Folgen zu mindern. 
Alle Vertragspartner müssen regelmäßig Berichte 
veröffentlichen, die über aktuelle Treibhausgas- 
emissionen und Trends informieren.
194 Staaten haben mittlerweile die UNFCCC ra-
tifiziert, also nahezu alle Staaten der Welt. Ihr 

gemeinsames Instrument sind zwei Institutio-
nen: der Weltklimarat und die Weltklimadiplo-
matie unter dem Dach der Vereinten Nationen 
(UN). Diese Diplomatie wird vom Klimasekre-
tariat organsiert, das die Umsetzung der Kli-
makonvention begleitet. Es hat seinen Sitz in 
Bonn. 
Der Weltklimarat ist ein Wissenschaftsgremium, 
das als Intergovernmental Panel on Climate Ch-
ange (IPCC) wissenschaftliche Erkenntnisse zum 
Thema auswertet und sortiert, selbst aber keine 
Forschung betreibt. Politische Handlungsopti-
onen werden auf Grundlage der wissenschaft- 
lichen Erkenntnisse des IPCC verhandelt. 
Jährlicher Höhepunkt der Weltklimadiplomatie 
ist die Vertragsstaatenkonferenz (Conference of 
the Parties, COP) – der Klimagipfel. Mehrere Vor-
bereitungstreffen gehen ihm immer voraus. 

Klimapolitik

Wer nimmt an Klimakonferenzen teil?
Die Weltklimagipfel sind in den letzten zwanzig 
Jahren zu Großveranstaltungen mit mehr als 
20 000 Teilnehmern angewachsen. Mit dabei 
sind Regierungsvertreter aus 194 Staaten, die 

Beobachter von Nicht-Regierungs-Organisati-
onen (NGOs) aller Art sowie die Medien. NGOs 
können mit argumentieren, haben jedoch kei-
ne Entscheidungskompetenz. Entscheidungen 
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Warum sind die Klimagipfel so zäh?
Dem eigentlichen Klimagipfel gehen viele Vorbe-
reitungstreffen voraus. Dabei werden die Tages-
ordnungen für die Hauptkonferenz festgelegt, 
erste Verhandlungstexte formuliert und Vieles 
bis ins kleinste Detail geplant. Da die Treffen im-
mer an wechselnden Orten stattfinden, ist der 
logistische Aufwand enorm.
Daran gemessen erscheinen die Ergebnisse oft 
klein. Die Gründe liegen in der Systematik der 
Weltklima-Diplomatie selbst. Der Entwurf der 
Geschäftsordnung für die Klimagipfel sieht das 
Mehrheitsprinzip für Beschlüsse vor. Dagegen 
wehren sich immer wieder Staaten, die sich über-
vorteilt fühlen. Bis heute wurde deshalb noch 
nie eine Geschäftsordnung angenommen, die 
formal festlegt, wie bestimmte Aufgaben verteilt 

und erfüllt oder wie Beratungen abgewickelt und 
Beschlüsse gefasst werden. Stattdessen gelten 
bei den Klimagipfeln immer nur provisorische 
UN-Bestimmungen, nach denen alle Beschlüs-
se „einmütig“ gefällt sein müssen. Das verlangt 
die Zustimmung aller 194 Unterzeichnerstaaten. 
Jedes einzelne Land kann einen Beschluss ver-
hindern, wie das etwa 2009 in Kopenhagen ge-
schah, als Nicaragua, Bolivien, Mosambik und 
Venezuela sich gegen den „Copenhagen Accord“ 
stellten, der vorsah, die Erderwärmung auf weni-
ger als zwei Grad Celsius im Vergleich zum vor-
industriellen Niveau zu begrenzen. Dieses Ziel 
wurde daher nur „zur Kenntnis“ genommen und 
nicht offiziell beschlossen. Das geschah erst ein 
Jahr später in Cancún. 

werden von den Vertragsstaaten (COP) und den 
Staaten, die das Kyoto-Protokoll unterzeichnet 
haben (CMP), getroffen. Die NGOs gliedern sich 
in Gruppen. 
TUNGOs (Trade Union Non-Governmental Orga-
nizations) sind Abgesandte von Gewerkschaf-
ten, auch die IG Metall ist hier dabei. Die Wirt-
schaftslobbyisten versammeln sich als BINGOs 
(Business and Industry Non-Governmental Or-
ganizations), wissenschaftliche Organisationen 
als RINGOs (Research and Independent Organi-

zations). Umweltorganisationen findet man bei 
den ENGOs (Environmental Non-Governmental 
Organizations). Jugendbewegungen treten als 
YOUNGOs auf. Ihr Argument, sich einzumischen: 
„Es wird über unsere Zukunft verhandelt!“
Alle diese Gruppen versuchen auf ihre Weise, 
Einfluss auf die Konferenz zu nehmen. Auf tau-
senden Nebenveranstaltungen werden Erkennt-
nisse zu Themen wie Elektromobilität, Energie- 
effizienz, erneuerbare Energien, Kraftwerkstech-
nik oder ökologische Landwirtschaft vorgestellt.
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Paris, Dezember 2015 
Der Pariser Klimagipfel vom 30. November bis  
11. Dezember 2015 ist ein wichtiger Termin, 
weil die Weltgemeinschaft nach Jahren des 
Stillstands dringend ein wirksames Klima-Ab-
kommen braucht. Ein Nachfolgevertrag zum 
Kyoto-Protokoll hätte bereits 2009 beim Kopen-
hagener Klimagipfel verabschiedet werden sol-
len. Immer wieder gab es Blockaden (siehe auch 
die Chronik der Klimagipfel, Seite 22-23.).
Jetzt drängt die Zeit. Es geht um einen für alle  
194 Mitgliedstaaten der UN-Klimarahmenkon-
vention geltenden verbindlichen Vertrag. Das 
ist enorm schwierig und erfordert einen Kom-
promiss zwischen Industrie-, Entwicklungs- und 
Schwellenländern. Übergreifendes Ziel ist es, 
die Erderwärmung auf höchstens zwei Grad zu 
begrenzen. Nach den Studien des Weltklima- 
rats müssten dafür die Emissionen bis zum Jahr 
2050 weltweit um vierzig bis siebzig Prozent re-
duziert werden – und auf nahe Null bis zum Ende 
des 21. Jahrhunderts.
Damit das gelingen kann, müssen alle Länder 
in die Verpflichtung zur Treibhausgasminderung 
einbezogen werden. Jedes Land soll sich seine 
eigenen Reduktionsziele selbst setzen können, 
das aber rechtlich verbindlich, transparent, ver-
gleich- und nachprüfbar. Jedes Land muss so viel 
zum Klimaschutz beitragen, wie es kann – nach 
aktuellem Entwicklungsstand und der jeweili-
gen historischen Verantwortung. Dafür braucht 
es die Festlegung auf „Nationale Beiträge zum 

Klimaschutz“. Der Fachbegriff dafür: Intended 
Nationally Determined Contributions (INDC). Sie 
müssen präzise Informationen enthalten: be-
zifferte Indikatoren und Ziele im Verhältnis zu 
einem Referenzjahr, einen Umsetzungszeitplan 
und zugrunde gelegte Annahmen. Die Zusagen 
sind damit öffentlich und den Analysen der Ex-
perten und dem Urteil der Zivilgesellschaft zu-
gänglich.
Die wichtigsten Streitpunkte sind:

 �In welchem Umfang soll der Ausstoß von Treib-
hausgasen eingedämmt werden, und wie ver-
bindlich soll ein internationales Abkommen 
ausgestaltet werden? 
 �Wie stark beteiligen sich die entwickelten  
Industriestaaten, und müssen die aufstre- 
benden Schwellenländer vergleichbare An-
strengungen unternehmen? 
 �Welche Länder gelten als Entwicklungsländer, 
und wie wird jenen armen Ländern finanziell 
geholfen, die von Klimakatastrophen bedroht 
oder heimgesucht werden? 

Die Gewerkschaften und auch die IG Metall als 
teilnehmende NGO (Nichtregierungsorganisa- 
tion) verlangen sozialverträgliche und gerechte 
Lösungen.
PS: Nach Paris kommt im November 2016 der 
Weltklimagipfel in Marrakesch. Das Thema wird 
die Weltgemeinschaft und auch die IG Metall ge-
wiss noch viele Jahre beschäftigen.

Klimapolitik
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WAS SIND DIE KLIMASCHUTZZIELE IN EUROPA?

20-20-20 und 40-27-27
Die Klimapolitik der Europäischen Union stellt aus-
drücklich das sogenannte Zwei-Grad-Ziel in den 
Mittelpunkt. Der Klimaschutz zählt zu den politi-
schen Schwerpunkten der EU, die zu einer „Energie 
Union“ werden will und muss. Im internationalen 
Vergleich nimmt sie trotz aller internen Differenzen 
eine führende Rolle im Klimaschutz ein. Gemein-
same europäische Klima- und Energieziele für den 
Übergang zu einer energieeffizienten und CO2- 
armen Wirtschaft wurden erstmals im März 2007 
vereinbart. Dies unter deutschem Vorsitz.
Das damals beschlossene „Klima- und Energie-
paket 2020“ verpflichtet die Staaten der EU zur 
Nachhaltigkeit und nennt drei Ziele, die bis 2020 
erreicht werden sollen:

 �die Treibhausgas-Emissionen in der EU um 20 Pro-
zent gegenüber dem Referenzjahr 1990 zu senken;
 �den Anteil erneuerbarer Energien im gesamten 
Energiemix (Strom, Heizen, Verkehr) auf min-
destens 20 Prozent zu steigern;

 �die Energieeffizienz so zu verbessern, dass 
der Primärenergieverbrauch 20 Prozent unter 
den prognostizierten Werten liegt.

Dieses Programm ist auch bekannt als die 
20-20-20-Ziele oder als Zieltrias.

WICHTIGE ZWISCHENSCHRITTE
Zusätzlich hat der Europäische Rat 2011 be-
schlossen, zur Erreichung des Zwei-Grad-Ziels 
die EU-Treibhausgasemissionen bis 2050 um 80 
bis 95 Prozent zu reduzieren. Immer wieder neu 
zu vereinbarende Zwischenschritte sollen das Er-
reichen sicherstellen. 
Im Oktober 2014 wurden die Ziele für die Klima- 
und Energiepolitik bis 2030 vereinbart:

 �eine Verringerung der Treibhausgasemissionen 
um mindestens 40 Prozent gegenüber 1990;
 �eine Erhöhung des Anteils erneuerbarer Ener-
gien auf mindestens 27 Prozent;
 �eine Steigerung der Energieeffizienz um min-
destens 27 Prozent.

Zwischen 2020 und 2030 geht es also in der EU 
um die 40-27-27-Ziele.
Eine Überprüfung des Energieeffizienzziels ist 
für 2020 geplant und könnte eine Anhebung 
auf 30 Prozent ermöglichen. Die Staats- und 
Regierungschefs haben sich ferner für eine Re-
form des europäischen Emissionshandels als 
zentrales EU-Instrument für den Klimaschutz 
ausgesprochen. 
Kompromisse mussten in der EU vor allem in 
den Bereichen Energieeffizienz und erneuer-
bare Energien gefunden werden. Besonders 
Polen, Großbritannien und etliche osteuro- 
päische Staaten traten auf die Bremse. 
Für die Klimakonferenz in Paris 2015, auf der ein 
neues weltweites Klimaschutzabkommen be-
schlossen werden soll, sind die 40 Prozent ein 
starkes Signal. Damit nimmt die EU andere gro-
ße Emittenten wie die USA, China, Russland oder 
Kanada in die Pflicht, sich ebenfalls festzulegen.

WIE WEIT DIE EU-STAATEN NOCH VON IHREN ENERGIEZIELEN  
ENTFERNT SIND
in Prozent

Anteil der konsumierten Energie beim Endverbraucher, die aus erneuerbaren 
Quellen gewonnen wurde				                  

Quelle: Eurostat
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Deutschlands Rolle beim Klimaschutz
Mit ambitionierten nationalen Klimazielen hat 
Deutschland immer wieder eine Vorreiterrolle ein-
genommen und die Verhandlungen zum europä- 
ischen Klimaschutz entscheidend mitbestimmt. 
Deutschland leistet einen erheblichen Beitrag 
zur Minderung des europäischen Energiever-
brauchs. Der nationale Treibhausgasausstoß 
soll gegenüber 1990 bis 2020 um 40 Prozent, 
bis 2030 um 55 Prozent, bis 2040 um 70 Prozent 
und schließlich bis 2050 um 80 bis 95 Prozent 
gesenkt werden. 
Bei der Energieeffizienz hat die Bundesregierung 
eine Reduzierung des nationalen Primärenergie-
verbrauchs bis 2020 um 20 Prozent und bis 2050 
um 50 Prozent gegenüber 2008 vereinbart. 
Ebenfalls festgelegt wurde eine Erhöhung des 
Anteils erneuerbarer Energien am gesamten End- 
energieverbrauch bis 2030 auf 30 Prozent, bis 
2040 auf 45 Prozent und bis 2050 auf 60 Pro-
zent. Beim Stromverbrauch soll der Anteil der er-

neuerbaren Energien bereits bis 2035 auf 55 bis 
60 Prozent gesteigert werden. 
Aus Sicht Deutschlands wären ein noch deut- 
licheres Bekenntnis der EU zu erneuerbaren 
Energien und eine Steigerung der Energieeffi-
zienz um mehr als 27 Prozent wünschenswert. 
Gleichzeitig hat der Europäische Rat ausdrück-
lich festgehalten, dass jeder Mitgliedstaat über 
die EU-Ziele hinausgehen kann.
Deutschland gehört international zu den Vor-
reitern in Sachen Klimapolitik. Dennoch muss 
das Land mehr tun, um die gesteckten Ziele 
in der Klimapolitik wirklich zu erreichen. Die 
Energiewende und der Ausbau der erneuer-
baren Energien haben noch nicht dazu ge-
führt, dass die Emissionen in der Energie-
erzeugung tatsächlich konsequent sinken. 
Auch bei der Energieeffizienz, der Gebäude- 
sanierung und im Verkehr reichen die Maßnah-
men noch nicht für einen effizienten Klimaschutz.

Klimaschutzziele

Frankreich: Im Juli 2015 hat die französische Natio-
nalversammlung das Gesetz zur Energiewende Frank-
reichs, ein zentrales Projekt der Präsidentschaft von 
François Hollande, endgültig beschlossen. Atomstrom 
und fossile Energieträger sollen zurückgedrängt, 
alternative Energien gefördert und der Energiever-
brauch stark gesenkt werden. Bis 2050 will Frankreich 
75 Prozent weniger CO2 ausstoßen als 1990, bis 2030 
sollen es 40 Prozent sein (Deutschland strebt dies 
schon für 2020 an). Erneuerbare Energien sollen bis 
2030 einen Anteil von 40 Prozent haben, das Dreifa-
che des heutigen Standes.

Polen: Deutschlands östlicher Nachbar produziert sei-
nen Strom zu 90 Prozent aus Kohle und hat ein eher 
starkes Interesse an schwachen Klimaschutzvorgaben. 
Ambitionierte Energie- und Klimavorgaben werden seit 
Jahren blockiert, das Energiesparen vernachlässigt. Die 
Energieeffizienz soll bis 2030 um 27 Prozent gesteigert 
werden – allerdings unverbindlich. Wer das kontrolliert 
und was bei Nichterfüllung geschieht, ist unklar. 

Nordeuropa: Europas Norden wirkt als klimapoliti-
scher Vorreiter. Der hohe Anteil von Elektrofahrzeu-

gen auf Oslos Straßen ist ein Indiz. E-Cars machen 
20 Prozent der Kfz-Neuzulassungen in Norwegen 
aus (Deutschland: 0,3 Prozent). Norwegen will seine 
CO2-Emissionen bis 2020 um 30 Prozent verringern, 
bis 2050 sogar CO2-neutral sein. 95 Prozent des nor-
wegischen Strombedarfs werden aus Wasserkraft ge-
wonnen, gleichzeitig ist das Land allerdings einer der 
größten Ölexporteure der Welt. Dänemark deckt be-
reits 40 Prozent seines Strombedarfs mit Windener-
gie, will ebenfalls bis 2050 kohlenstoff-neutral sein. 
Schweden bestritt bereits 2012 über 50 Prozent des 
Brutto-Endenergieverbrauchs aus Erneuerbaren, vor 
allem aus der Wasserkraft.

Großbritannien:  Die „grünste Regierung aller Zeiten“ 
wollte David Cameron einst anführen. Noch im Wahl-
kampf-Frühling 2015 verabredeten sich alle Parteien 
zu ehrgeizigen Klimazielen. Die Windenergiebilanz 
ist zwar vorzeigbar, aber viele Vorhaben, so ein als 
„das größtes Bauprogramm seit dem Zweiten Welt-
krieg“ angekündigter „Green Deal“ zur energetischen 
Gebäudesanierung oder der Ausstieg aus der Kohle, 
wurden zurückgefahren. Stattdessen soll die Atom- 
energie zulegen. Klimaschutz sei zu teuer.

KLEINER BLICK IN ANDERE EU-LÄNDER
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Neue Lösungen für Mobilität sind gesucht – und 
betreffen alle. Weltweit wird das Verkehrsvolu-
men zunehmen und damit auch die Beanspru-
chung von Klima, Umwelt und Ressourcen. Die 
Automobilindustrie steht vor enormen indust-
riepolitischen Herausforderungen. Ihre Aufwen-

dungen für Forschung und Entwicklung (F&E) 
machen bereits jetzt 25 Prozent dieser „Zu-
kunftsarbeit“ in der EU aus. 
Innovationsfähigkeit ist der Beschäftigungsmo-
tor der Branche. Anhaltender Preisdruck entlang 
der Wertschöpfungskette, Leichtbau, E-Mobili-
tät, Digitalisierung und Klimaschutz stellen im-
mer neue Anforderungen an Automobilhersteller 
und Zulieferer. 
Mit rund 2,2 Millionen direkten und über 10,5 
Millionen indirekten Arbeitsplätzen gehört der 
Automobilsektor zum Kernbereich der europäi-
schen Industrie. 
Effizienter Klimaschutz, sichere Arbeitsplätze 
und ökonomische Interessen müssen gerade im 
Verkehrsbereich zusammengehen. Klimapolitik 
in Europa muss mehr leisten, als den Herstellern 
vorzuschreiben, sparsamere Autos zu bauen. Es 
braucht auch mehr öffentliche Investitionen in 
die Verkehrsinfrastruktur. 
Die IG Metall mischt sich deshalb auf vielen Ebe-
nen ein. Sie gestaltet mit und fordert eine Fol-
genabschätzung klimapolitischer Maßnahmen 
in Hinblick auf die Arbeitsplätze. Ein wichtiges 
Feld: die Neufestlegung der CO2-Grenzwerte für 
PKW für die Zeit nach 2020. Die IG Metall hat gute  

BRANCHENSTREIFLICHTER IG METALL

Automobilbranche: 
Vorfahrt für Innovationen

»
Erfahrene Manager
Der Strukturwandel in Sachen Klimaschutz, ob in der Automobilindustrie oder anderswo, muss 
sozial tragfähig sein. Gute Industriepolitik kann nur mit Mitbestimmung und der Einbindung von 
Betriebsräten und Gewerkschaften funktionieren. Gerade in Zeiten des Wandels ist es notwendig, 
die Interessen der Belegschaften in die betriebsinterne und in die öffentliche Diskussion einzubrin-
gen. Betriebsräte werden meist als erste aufmerksam, wenn im Betrieb oder der ganzen Branche 
Probleme entstehen. Und sie arbeiten im Interesse der Beschäftigten daran mit, diese zu beheben. 
Die Betriebsräte der IG Metall sind erfahrene Manager in Sachen produktive Problemlösungen. «
Wolfgang Lemb, geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall

CO2-EMISSIONEN NACH VERKEHRSMITTELN IN DEUTSCHLAND
Millionen Tonnen CO2-Emissionen 2010; Stand 11/2013

Quelle: Hohenberger/Mühlenhoff 2014

Binnenschifffahrt 2,1 (0,9 %)

Motorisierter 
Individualverkehr 
(Pkw, Zweirad) 
128 (57,3 %)

Öffentlicher Straßenpersonenverkehr 
(Straßenbahn, Busse) 3,6 (1,9 %)

Schienenverkehr 8,7 (3,9 %)

Luftverkehr 30,2 (13,5 %)

Straßengüterverkehr  
(Lkw) 50,7 (22,7 %)

Gesamt: 223 Mio. Tonnen 
CO2 Emissionen
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DER WEG ZUR ARBEIT
Langfristig bestehen im Sektor Verkehr durch den 
Dreiklang „Vermeiden – Verlagern – Verbessern“ 
noch große Potenziale für den Klimaschutz. Eine 
wichtiges Thema dabei: der Weg zur Arbeit. Künftig 
muss es ein Unternehmen deutlich mehr kümmern, 
wie seine Beschäftigten zur Arbeit kommen. Deren 
Verkehrsmittelwahl und -nutzung ist der Dreh- und 
Angelpunkt eines betrieblichen Mobilitätsmanage-
ments. Der ACE Auto Club Europa hat deshalb mit 
Unterstützung des DGB und seinen Mitgliedsge-
werkschaften das Projekt „Gute Wege – Nachhal-
tige Mobilität für Arbeitnehmer“ gestartet. Veran-
staltungen, Netzwerkbildung, Betriebsräte und 
Multiplikatoren sollen das Thema „nachhaltige Mo-
bilität“ im betrieblichen Umfeld stärker verankern. 
Beim Leuchtturm-Projekt Schweinfurt (siehe Seite 
24) wurde dieses Thema bereits unter anderem mit 
einem Simulationsspiel angegangen.

Streiflichter

Argumente dafür, dass über neue Grenzwerte 
frühestens 2017 entschieden wird. Erst dann wird 
man wissen, wie sich Elektrofahrzeuge am Markt 
durchsetzen. In der Broschüre „Anforderungen 
der IG Metall an eine europäische Regulierung 
der CO2 Grenzwerte im PKW-Bereich für die Zeit 
nach 2020“ sind die Positionen dargelegt.

NEUE WEGE
Die IG Metall sieht in der Elektromobilität ei-
nen zentralen Weg, um die Emissionen im Ver-
kehrsbereich deutlich zu reduzieren. Klar ist: 
Das bestehende Verkehrssystem muss zudem in 
Richtung eines integrierten Mobilitätskonzepts 
umgebaut werden. Die deutsche Auto- und Zu-
liefererindustrie ist dafür gut aufgestellt. Sie hat 
bereits viele Milliarden in diesen Zukunftsmarkt 
investiert und geht viele neue Wege. Dazu gehö-

ren Allianzen mit IT-Konzernen, ITK-Anbietern, 
Energieversorgern, Dienstleistern, Kommunen 
und Investoren, Carsharing-Modelle oder die 
Entwicklung alternativer, umweltschonender 
Antriebe. In Hamburg, Berlin und Hannover ist 
der emissionsfreie Nahverkehr in Erprobung, in 
mehreren Bundesländern gibt es Pilotprojekte 
mit elektrischen Flottenfahrzeugen.
Die Zukunft des Fahrens wird neben Hybrid- 
antrieben vornehmlich elektrisch sein, darin 
sind sich die Experten einig. Damit diese Techno- 
logie massentauglich wird, müssen die Technolo-
gieentwicklungen verschiedener Branchen inein-
ander greifen. Elektromobilität ist nur dann eine 
CO2 sparende Alternative, wenn die Fahrzeuge 
auch mit grünem Strom betrieben werden, wenn 
es smart grids, moderne Stromnetze und Abrech-
nungssysteme gibt. Die „New Mobility World“ der 
66. Internationale Automobilausstellung (IAA) 
2015 in Frankfurt gab darauf einen Ausblick.

LITERATURHINWEIS
Anforderungen der IG Me-
tall an eine europäische Re-
gulierung der CO2-Grenz- 
werte im PKW-Bereich für 
die Zeit nach 2020. Bro-
schüre, 40 Seiten, Okto-
ber 2014.

Anforderungen  der IG Metall 
an eine europäische Regulierung  der CO2 Grenzwerte im PKW-Bereich  für die Zeit nach 2020

HAND IN HAND
» E-Mobilität wird nur dann zu einem Gewinn 
für die CO2-Bilanz, wenn der dafür notwendige 
Strom aus erneuerbaren Energien kommt. Des-
halb gilt es, die Energiewende auch auf interna-
tionaler Ebene entschieden voranzubringen. In 
der Übergangszeit kann moderne und vor allem 
„saubere“ Dieseltechnologie im Verkehrssek-
tor – auch im Vergleich zum rein elektrischen 
Antrieb – noch auf lange Zeit einen entschei-
denden Beitrag zur Verringerung der CO2-Bilanz 
leisten. Die Technik für sparsame und saubere 
Lösungen steht zur Verfügung. Anspruchsvol-
le, aber auch leistbare CO2-Grenzwert-Ziele im 
PKW-Bereich sind Antrieb für die weitere Tech-
nologieführerschaft und schaffen gleichzeitig 
Planungssicherheit gerade für die deutschen 
Unternehmen. Ökologie und Sicherung von Be-
schäftigung gehen so Hand in Hand. «

ALFRED LÖCKLE 
KONZERNBETRIEBSRATSVOR- 

SITZENDER BOSCH GRUPPE
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Mit über einer Million Beschäftigten liegt der 
deutsche Maschinen- und Anlagenbau noch 
vor der Automobil- und Elektroindustrie. In vie-
len industriellen Wertschöpfungsketten ist die 
Branche ein wichtiges Glied. Sie ist stark expor-
torientiert. Zu ihren insgesamt 31 Teilbranchen 
zählen unter anderem die Antriebstechnik, Bau-/
Baustoff-, Druck-, Holzbearbeitungs-, Land- und 
Verpackungsmaschinen, die Aufzugs- und Arma-
turenindustrie, Kraftwerkstechnik, Robotik und 
Automation, der Werkzeugmaschinenbau und 
die Windenergie.

Der deutsche Maschinenbau mit seinen ener-
gieeffizienten Anlagen ist weltweit führend, 
dennoch zeigt das reale Wachstum bei „Green-
Tech“: Hier gibt es noch viel Potential nach 

Maschinenbau: 
Mehr HighTech möglich

Unabhängig von branchenspezifischen Unterschie-

den geht die Energieintensität der deutschen Indus- 

trie zurück, das heißt der Energieeinsatz im Ver-

hältnis zur Wertschöpfung sinkt. Trotz eines ange-

nommenen Wachstums von 1,4 Prozent wird die In-

dustrie ihren Endenergieverbrauch zwischen 2011 

und 2020 voraussichtlich um jährlich 1,1 Prozent 

verringern. Dabei ist berücksichtigt, dass energie- 

intensive Industrien wie die Stahlbranche nur mo-

derate Einsparungen umsetzen können. Um aber 

die deutschen Klimaschutzvorgaben zu erreichen, 

müssten sich die bisherigen jährlichen Einsparun-

gen fast verdoppeln. Tatsächlich ist noch Luft nach 

oben – etwa, wenn man weiß, dass erst 17 Prozent 

aller Industrieanlagen dem Stand der effizientesten 

Technik entsprechen. 

Mit dem „Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz“ 

gibt es seit Dezember 2014 ein Maßnahmenpaket, 

das neue Instrumente für die Industrie bereithält. 

So sollen zum Beispiel über 500 neue Energieeffi- 

zienznetzwerke entstehen. Es gibt wettbewerbliche 

Ausschreibungen von Effizienzinvestitionen und 

-projekten und eine Palette von Fördermaßnahmen, 

die bisherige Programme ergänzen. In den letzten 

Jahren gab es staatliche Unterstützung zum Bei-

spiel für neue Anlagenkonzepte bei der Feuerverz-

inkung, temperaturstabile Glühöfen, innovative 

Fertigungslinien für Stahlzargen, ressourcenscho-

nende Fertigungsanlagen für Leichtbaugussteile, 

neue Kühlverfahren bei der Herstellung von Alumi-

niumprofilen, neuartige Trenntechnik für Alumini-

umschrott, innovative Energieoptimierungen, Ver-

stromung bisher ungenutzter Abwärme oder für die 

Steigerung von Materialeffizienz. 

Alles dies sind auch Entwicklungsmöglichkeiten für 

den Maschinen- und Anlagenbau. Er dürfte zu den 

Gewinnern von Klimaschutz und Energiewende ge-

hören. Prognosen gehen von steigender Beschäf- 

tigung aus.

ENERGIEEFFIZIENZ:  
WIRTSCHAFTSMOTOR

GREENTECH-INDUSTRIE IST WICHTIGER WIRTSCHAFTSFAKTOR
in Milliarden Euro

Entwicklung des globalen Marktvolumens für Umwelttechnik und  
Ressourceneffizienz 2013 bis 2025

Quelle: Roland Berger

Kreislaufwirtschaft

Nachhaltige Mobilität

Rohstoff- und Materialeffizienz

Energieeffizienz

Nachhaltige Wasserwirtschaft

Umweltfreundliche Erzeugung, 
Speicherung und Verteilung von Energie 

2025

5 385

2013

2 536

6,5 %

825
1 365

505

982
422

990

367

934

315

944

102

170
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Energie
Industrie

Deutschland ist der größte Stahlhersteller in der 
EU und der siebtgrößte Stahlproduzent der Welt. 
Das Rückgrat der deutschen Wirtschaft besteht 
sozusagen aus Stahl. Als Basisindustrie hat die 
Branche große Bedeutung für die Wertschöp-
fungsketten. 

CO2- oder energieneutral wird die Stahlproduk- 
tion nie sein können. Klimapolitik hat deshalb 
für die Branche und ihre Arbeitsplätze existen-
zielle Bedeutung. Viele Maßnahmen der letzten 
Jahrzehnte dienten dem Klimaschutz und der 
Energieeffizienz. 97 Prozent beträgt zum Beispiel 
der Anteil von Kreislaufwasser bei der Stahlpro-
duktion von ThyssenKrupp Steel Europe. Die Hoch-

öfen in Deutschland wurden in den vergangenen  
Jahrzehnten erheblich verbessert und arbeiten 
sehr nahe am Betriebsoptimum. Der Kohlenstoff- 
einsatz der Stahlindustrie in Deutschland ist 
massiv gesunken. Bei den heutigen Verfahren 
der EU-Stahlproduktion sind die CO2-Minde-
rungspotenziale mittlerweile ausgeschöpft. Die 
Branche forscht an neuen Technologien und an 
Verfahren, mit denen das anfallende CO2 gespei-
chert und genutzt werden kann.

UNIVERSELLER BASISWERKSTOFF 
Auf dem Weg zu einer emissionsärmeren Welt 
spielt Stahl als universeller Basiswerkstoff eine 
wichtige Rolle. Er ist zu hundert Prozent recycelbar. 

Stahl: Unverzichtbarer Werkstoff

DIE EU MUSS HANDELN
» Wir stehen in direkter Konkurrenz mit China. Von 
dort drängen jährlich 300 bis 500 Millionen Tonnen 
Stahl Überkapazität auf den Weltmarkt, sogenann-
ter „schmutziger Stahl“, dessen Produktion von un-
seren Umweltstandards weit entfernt ist, und dazu 
noch hochsubventioniert. Die EU-Klimaziele heißen 
wir gut, auch wenn uns das ziemliche Anstrengun-

gen kostet. Aber die Politik darf solch ein Stahldum-
ping nicht außer Acht lassen. Außerdem braucht die 
Branche viel mehr Verlässlichkeit der Politik, man 
kann die Argumente doch nicht im Galopp wechseln. 
Großinvestitionen wie ein Hochofen, das sind 200 
bis 300 Millionen Euro: Das braucht Vorlauf und Pla-
nungssicherheit. Sonst macht das niemand. Wir fah-
ren derzeit bis zum Jahr 2018 eine 31-Stunden-Woche 
und produzieren rund drei Millionen Tonnen Stahl 
weniger als wir könnten, um Auflagen einzuhalten. 
Wenn die EU endlich in die verrottende Infrastruktur 
investieren würde, wäre Stahl in Massen gefragt. Da 
könnten wir sogar China aushalten oder ein subven-
tioniertes Stahlwerk in Italien. Der Bedarf ist da. Die 
EU muss handeln. Auch was die Emissionsrechte an-
geht: Klimaschutz wird nur dann gelingen, wenn sich 
alle CO2-Emittenten weltweit zu einem gemeinsa-
men und verbindlichen Regelwerk zusammenfinden. 
Deshalb ist der Klimagipfel in Paris so wichtig. «

GÜNTER BACK  
Gesamtbetriebsratsvor- 

sitzender ThyssenKrupp Steel 

Europe AG, Duisburg

oben. Ein im Auftrag der IG Metall entstandener 
Branchenreport zeigt. Die Unternehmen wenden 
sich mehr und mehr dem sogenannten mittleren 
Marktsegment zu. HighTech-Strategien im Be- 
reich des anstehenden industriellen Struktur- 
wandels, der Energiewende und der nachhalti- 
gen Mobilität sind noch zu wenig erschlossen. 
Eine vorausschauende Industriepolitik sollte 
hier ansetzen.
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ES BRAUCHT MAS UND ZIEL
» Amberg hat für uns als Gießerei eine gute Tradition. 
Hier wurde schon im Jahr 1270 Eisenerz abgebaut. Wir 
wollen, dass unser Standort zukunftssicher bleibt. 
Klimaschutz, das sind harte Auflagen und Audits. Die 
EEG-Umlage erfordert von Jahr zu Jahr Rückstellun-
gen, Befreiungen müssen immer wieder beantragt 

werden. Wir als Betriebsrat scheuen uns da nicht, an 
die Politiker zu schreiben. Klimaschutz und Arbeits-
platzerhalt – das kann und muss zusammengehen, 
sagen wir. Da braucht es halt Maß und Ziel. Wenn wir 
mehr umweltverträglichere Stoffe einsetzen, akzep-
tieren unsere Kunden dafür keine Preissteigerung. 
Das müssen wir intern auffangen. „Leistungsfähig-
keit“ ist hier das Stichwort. Wir liefern anspruchsvolle 
und hochwertige Gussteile für den Kälteanlagenbau, 
für Bau- und Landmaschinenbau und die Druckindus-
trie. Bei den Ausbildungsplätzen liegen wir weit über 
dem Durchschnitt, wir haben ein Konzept für quasi 
einen neuen Beruf, den Gießereispringer, der in den 
verschiedenen Bereichen eingesetzt werden kann. 
Und es gibt so etwas wie eine Humanisierung der 
Arbeitsplätze: mehr Hilfsmittel für die Beschäftigten, 
weniger Belastungen. Menschen und Umwelt zusam-
men muss man schonen. «

CHRISTIAN ZWACK 
Betriebsratsvorsitzender 

Luitpoldhütte AG, Amberg

Die kontinuierlich verbesserten Eigenschaften des 
Materials sorgen für mehr Leistung, weniger Ge-
wicht und längere Lebensdauer von Produkten. Es 
gibt heute mehr Stahl- als Brotsorten, alleine ein 
Unternehmen wie AcelorMittal hat 2 500 verschie-
dene Stähle im Angebot. Stahlinnovationen sind 
unverzichtbar für eine umweltfreundliche Mobili-
tät, für die Umsetzung der Energiewende, für eine 
nachhaltige Infrastruktur. Sie helfen, Energie und 
Emissionen einzusparen. Ohne Stahl dreht sich 
kein Windrad und fährt kein Elektroauto. Hoch-
warmfeste Stähle erhöhen die Wirkungsgrade von 

Kraftwerken. Neuartige Beschichtungen machen 
Produkte aus Stahl langlebig, Leichtbauweise bei 
PKWs und Nutzfahrzeugen verbessert die Öko- 
bilanz. Experten haben errechnet, dass sich durch 
innovative Stähle bis zu sechsmal mehr Emissi-
onen einsparen lassen, als bei ihrer Produktion 
entstehen. Bis 2030 werden die CO2-Ersparnisse 
durch Stahlanwendungen in der EU insgesamt hö-
her ausfallen, als die erwarteten Gesamtemissio-
nen der Branche. Für eine emissionsarme Welt ist 
Stahl unverzichtbar. Aber die Branche steht unter 
großem Wettbewerbsdruck – auch klimapolitisch.

WELTWEITE STAHLHERSTELLUNG
Belastung durch Emissionshandelsysteme 

Anteil Weltstahlproduktion Kein CO2-Handel für die Stahlindustrie oder freiwillige Systeme
CO2-Handel mit geringen Reduktionsanforderungen
CO2-Handel mit hohen Reduktionsanforderungen

Regionale Pilotprojekte

10,2

5,3

2,0

USA

Brasilien

Europa

Weltweite Stahlherstellung (in Prozent) Belastung durch Emissionshandelssysteme

5 ,2

49,4

6,6

4,3

4,3
Japan

Russland

Südkorea

Indien

China

Quelle: IW Consult, Worldsteel
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Streiflichter

Mit rund 54 Prozent macht die Bereitstellung 
von Warmwasser, Heizungs- und Prozesswärme 
den größten Teil des gesamten deutschen Ener-
gieverbrauchs aus. Strom liegt mit einem Anteil 
von 21 Prozent deutlich niedriger, ebenso der 
Energieverbrauch des Verkehrs. Auf dem Wärme-
markt findet die Energiewende (noch) nicht statt. 

Immer noch sind etwa siebzig Prozent des Hei-
zungsbestands technologisch veraltet. Im Be-
stand der industriellen Wärmeversorgung sind 
gar nur 17 Prozent der Anlagen auf dem Stand 
der Technik. Und nur bei einem Viertel aller Hei-
zungsinvestitionen werden erneuerbare Energi-
en mit eingekoppelt. Würden diese veralteten 
Anlagen energieeffizient modernisiert, könnten 
etwa 15 Prozent des deutschen Endenergiever-
brauchs eingespart werden. Das entspricht den 
Energieexporten Russlands nach Deutschland.

ENERGIEWENDE ERFORDERT WÄRMEWENDE
Eine erfolgreiche Energiewende erfordert auch 
eine Wärmewende. Aber die Heizungsmoderni-
sierung im Gebäudebestand und in der Industrie 
läuft nur schleppend. Die Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) als zentrale Brückentechnologie auf dem 
Weg ins Zeitalter der erneuerbaren Energien fin-
det zu wenig Einsatz, obwohl hier viele Poten- 
ziale brachliegen. Die Märkte für Wärmepum-
pen, Solarthermie-Anlagen und Blockheizkraft- 
werke – die es sowohl für den „Hausgebrauch“ 
wie für Betriebe, Gewerbegebiete oder Siedlun-
gen gibt – stagnieren. Das liegt zu einem Groß-
teil an kontraproduktiven gesetzgeberischen 
Vorgaben und an fehlenden oder undurchschau-
baren Marktanreizen. 
58 Prozent der Bundesbürger halten das Anreiz-
system zur Umsetzung der Energiewende für 
undurchschaubar. Besonders die investitions- 
starke Altersgruppe der über 55-Jährigen sieht 
sich von der staatlichen Förderpolitik unzurei-
chend informiert, weniger als zwanzig Prozent 
durchschauen das System.
Die Branche, zu der Unternehmen wie Bosch 
Thermotechnik, Viessmann, Vaillant, Buderus, 

Stiebel Eltron, Weishaupt oder Wolf gehören, 
erwirtschaftet inzwischen rund sechzig Prozent 
ihres Umsatzes im Ausland. In Deutschland sind 
rund 20 000 Arbeitnehmer mit der Herstellung 
von Öfen und Brennern sowie Heizkörpern und 
Kesseln für Zentralheizungen beschäftigt. Dazu 
kommen rund 52 000 Handwerksbetriebe mit 
über 345 000 Beschäftigten des Sanitär-, Hei-
zungs-, und Klimahandwerks. Die Technologien 
sind da, ebenso die Facharbeitskräfte. Die Poli-
tik muss in die Gänge kommen.

Heizungsmarkt: Auf zu niedriger Flamme

LÄNGERFRISTIG PLANEN
» Weil bei uns aufgrund der gesetzlichen Regu-
lierung ein Produkt ausläuft, haben wir die Situ-
ation einer Betriebsänderung, bei der gut dreißig 
Mitarbeiter entlassen werden sollen. Wir waren in 
Gelsenkirchen schon mal 840 Beschäftigte, jetzt 
sind wir bei 200. Es gibt nichts Schlimmeres für 
ein Unternehmen, als wenn man nicht richtig pla-
nen kann. Das ist ein große Herausforderung in 
unserer Branche. Zum einen ist da der Gesetzge-
ber, der Entscheidungen ohne einen gesamtheit-
lichen Blick trifft. Zum anderen hinterlassen man-
che Manager einfach nur Asche; sie sind nicht 
mehr da, wenn ihre wegen kurzfristiger Erfolge 
getroffenen Entscheidungen sich als falsch oder 
zu kurz herausstellen. Wir als Betriebsräte haben 
die weit größere Unternehmensbindung als diese 
durchreisende Managerklasse. Aber leider legt 
uns das Mitbestimmungsgesetz Handschellen 
an. Unternehmerische Entscheidungen dürfen wir 
nicht mitübernehmen. Die Mitbestimmung muss 
hier endlich deutlich gestärkt werden, das ist mei-
ne Meinung. Von der Klimapolitik wünsche ich mir 
langfristig stabile Maßgaben. Viele Investitionen 
werden zurückgehalten, weil es ja vielleicht doch 
irgendwann Förderung gibt – oder eben nicht. «

YASEMIN ROSENAU 
BETRIEBSRATSVORSITZENDE 

VAILLANT, GELSENKIRCHEN

Regionale Pilotprojekte
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Wärmepumpen
0,7 Mio. Stück

Gaskessel 
(Heizwert)

8,9 Mio. Stück

Biomassekessel
ca. 0,9 Mio. Stück

Ölkessel (Heizwert)
5,2 Mio. Stück

Öl-Brennwertkessel
ca. 0,6 Mio. Stück

Gas-Brennwertkessel
ca. 4,4 Mio. Stück

KONTRAPRODUKTIV
» Wir brauchen endlich eine nachhaltige und lang-
fristig berechenbare Förderpolitik. Der derzeitige 
Zustand mit den Unklarheiten bei der Novellierung 
des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes ist eine Inves-
titionsbremse. Im Sommer 2015 kamen deswegen 
bei uns sogar Sparmaßnahmen auf’s Tapet. Aus 

Sicht des Betriebsrats aber ist Sparpolitik bei zurück-
gehender Geschäftsentwicklung kontraproduktiv. 
Wir haben gute Produkte, wir müssen raus und Um-
satz machen. Wir bieten die ganze Palette von klei-
nen bis mittelgroßen Blockheizkraftwerken, für den 
Einsatz im Einfamilienhaus bis zu Schwimmbädern 
und Landwirtschaftsbetrieben an. Gute mittelständi-
sche Unternehmen eben. Unsere Wurzeln liegen im 
Hause Fichtel & Sachs, die Abteilung Energietechnik 
wurde dort 1979 gegründet. Seitdem haben wir ei-
niges an Marktschwankungen erlebt. Seit 2002, mit 
der Einführung des KWK-Gesetzes, waren unsere Ab-
satzzahlen immer gut. Blockheizkraftwerke machen 
ja auch wirtschaftlich und ökologisch Sinn. Für ihren 
Einsatz besteht noch viel Potential. Der Klimaschutz 
braucht so etwas, und die Wirtschaft auch. Aber der-
zeit ist der Wärmemarkt in keiner Hochphase. Das 
höre ich aus der ganzen Branche. «

GUNTER GROSCH 
BETRIEBSRATSVORSITZENDER 

SENERTEC, SCHWEINFURT

GESAMTBESTAND ZENTRALE WÄRMEERZEUGER IN DEUTSCHLAND 2014

Installierte Kollektorfläche, 
thermische Solaranlage

ca. 18,4 Mio m2 
~ 2,0 Mio. Anlagen 

Knapp

70 %
der Anlagen 

entsprechen nicht 
dem Stand  
der Technik~ 20,7 Mio. Wärmeerzeuger 

im Bestand

Quelle: Bundesverband der Deutschen Heizungsindustrie – BDH
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Streiflichter

Windkraft war in Europa schon einmal weit verbrei-
tet. Im 19. Jahrhundert gab es einige 100 000 Wind-
mühlen, noch im Jahr 1900 drehten sich allein an der 
Nordseeküste rund 30 000. Dort im Meer findet sich 
heute ein wichtiges Standbein der Energiewende. 

2010 wurde der als kommerzielles Testobjekt 
entwickelte Offshore-Windpark alpha ventus in 
Betrieb genommen. 2011 folgte der Ostsee-Wind-
park Baltic 1.
Ende 2014 waren 258 deutsche Offshore-Wind-
kraftanlagen mit einer Gesamtleistung von  
1 049 Megawatt (MW) in Betrieb, 2015 kamen 
rund 2 300 MW dazu. Die Bundesregierung hat 
vorgesehen, dass bis 2020 Offshore-Kapazitäten 
von 6,5 Gigawatt (GW) erreicht sind. Alleine der 
deutsch-niederländische Netzbetreiber TenneT 
bestreitet davon bereits jetzt 3,8 GW.
Knapp vier Millionen deutscher Haushalte können 
inzwischen mit auf hoher See erzeugtem Wind-
strom versorgt werden – ein wichtiger Beitrag zum 
Klimaschutz und weltweit die erste Offshore-Netz- 
anbindung solcher Leistungsklasse. 

Möglich wurde das durch den Einsatz von viel 
Geld und die von Siemens entwickelte HGÜ-Tech-
nologie (Hochspannungs-Gleichstrom-Übertra-
gung). Der mit den Windturbinen erzeugte Wech-
selstrom wird über mehrere im Windpark verteilte 
Umspannplattformen zu einer HGÜ-Plattform ge- 
leitet, in verlustarmen Gleichstrom umgewan-
delt, per Kabel an Land geführt und dort wie-
der in Wechselstrom transformiert. Vier solcher 
HGÜ-Netzanbindungen wurden 2015 in Betrieb 
genommen, eine fünfte Anlage (Bor-Win 3) soll 
2019 dazukommen. Laut Siemens liegen die 
Übertragungsverluste ihrer HGÜ-Technologie bei 
unter vier Prozent.

NOCH IM ANFANGSSTADIUM
Insgesamt ist der Ausbau der Offshore-Winde-
nergie in Deutschland noch im Anfangsstadium 
begriffen. Die gesamte Offshore-Windbranche 
hat deshalb Verluste zu verkraften. Dennoch, sie 
wächst schneller als die politischen Planungen 
für den Ausbau der Offshore-Windenergie es vor-
sehen.

Offshore-Windkraft:  
Klar Schiff auf hoher See

KLARE KANTE GEFRAGT
» Die Windbranche finanziert sich stark aus der 
Industrie heraus. Wir bei Siemens haben erheb- 
liches Lehrgeld bezahlt, auch wegen der politischen 
Rahmenbedingungen. Das war zum Teil drama-
tisch. Aber wir haben gezeigt, dass es geht. Unsere 
HGÜ-Plattformen sind sehr wichtig für die Energie-
wende. So eine HGÜ-Plattform braucht vier bis fünf 
Jahre in Entwicklung und Bau und kostet um die  
800 Millionen Euro, das muss geplant werden. Da 

wurden Pionierleistungen erbracht. Und dann sorgt 
eine zögerliche Politik mit „Stop and Go“ dafür, dass 
es nicht richtig weitergeht. Das kostet Arbeitsplät-
ze, nicht nur Aktionärsgeld. Wegen der politischen 
Deckelung der Windenergie-Ausbauziele wurde bei 
uns eine HGÜ-Plattform storniert. Windkraft insge- 
samt ist zu erfolgreich, sie liegt ja weit über den 
Vorgaben – und dann senkt die Bundesnetzagentur 
die Fördersätze. Aber die Offshore-Windenergie 
wird positive Bilanzen haben, davon bin ich über-
zeugt. Der Brennstoff kostet nichts. Ja, die Inves- 
titionskosten sind hoch, auch die HGÜ-Strecken, das 
Kabel, die Plattformen und die Landstation. Aber 
das rechnet sich, sogar schnell. Die Atomenergie ist 
weit höher bezuschusst, von den Folgekosten ganz 
zu schweigen. Wenn die politische Unterstützung da 
wäre, könnten wir für unser Offshore-Windgeschäft 
auch in Deutschland selbst produzieren. Wir Be-
triebsräte prangern das an, seit Jahren. Klimapolitik 
muss verlässlich werden. Wechseln kann und soll 
der Wind, aber in der Politik braucht es klaren Kurs. «

THOMAS AHME 
BETRIEBSRAT, SIEMENS NIEDER-

LASSUNG HAMBURGPe
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Windenergie ist sauber, umweltfreundlich und 
sicher. Ihre Gewinnung an Land, auch Onshore- 
Windenergie genannt, ist die treibende Kraft der 
Energiewende. Sie hat sich bis heute zur güns-
tigsten Form der Stromproduktion aus erneuer-
baren Energien entwickelt. 

Rund 120 000 Arbeitsplätze sind bisher entstan-
den, etwa die Hälfte davon im Bereich der Win-
dindustrie. Tendenz steigend. Zwei Drittel der 
Bundesbürger sprechen sich für den Ausbau der 
Windenergie aus, allen Diskussion vor Ort über 
die „Spargel“ zum Trotz, deren Rotoren sich übri-
gens dank „Repowering“ deutlich langsamer dre-
hen. Innovationen erneuern die junge Branche 
immer wieder. 
In den letzten zwanzig Jahren hat sie sich von 
beinahe Null zur heute führenden Technologie 
der erneuerbaren Energien entwickelt. Mit einem 

Strommixanteil von über acht Prozent macht sie 
ein Drittel des gesamten EE-Stroms in Deutsch-
land aus – und hat noch viel Potenzial. 
Die Windindustrie ist zu einem festen Bestandteil 
des Maschinen- und Anlagenbaus geworden und 
produziert inzwischen bereits zu über sechzig 
Prozent für den Export.
Doch dem schönen Image zum Trotz meiden viele 
Unternehmen der Windbranche Mitbestimmung 
und Tarifverträge. Die Studie der IG Metall „Nach-
haltig, aber auch sozial? – Arbeitsbedingungen 
und Einkommen in den Erneuerbaren Energien“ 
mit rund 5 000 befragten Beschäftigten in der 
Windindustrie und Photovoltaik hat gezeigt, dass 
die Beschäftigten noch viel zu wenig vom guten 
Image der Branche profitieren. Die Bruttolöhne 
liegen im Schnitt knapp 900 Euro unter denen 
des produzierenden Gewerbes in Deutschland, 
wo zumeist die Tarifverträge der IG Metall gelten. 

Onshore-Windenergie:  
Sauber, aber auch rein?
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Streiflichter

INSTALLIERTE LEISTUNG WINDENERGIE WELTWEIT IN 1 000 MW

1996   1997   1998   1999   2000  2001  2002  2003  2004  2005  2006  2007  2008  2009  2010  2011  2012  2013  2014

6,1 7,6 10,2 13,6 17,4 23,9 31,1 39,4
47,6

59,1
74,1

93,8

120,3

158,9

197,6

238,4

282,4

318,1

369,6

PLANBARE VORGABEN DRINGEND NOTWENDIG

» Unsere derzeitigen Probleme in der Betriebsrats-
arbeit liegen bei der hohen Arbeits(zeit)belastung 
der Mitarbeiter, einer abnehmenden Mitarbeiter-
motivation, verbunden mit eher geringer Bezah-
lung, dazu hoher Kostendruck, viele Leiharbeiter 
und Werkverträge. Unsere Auftragslage ist zwar 
sehr gut, aber es sind alles recht kurze Wechsel auf 
die Zukunft. Wir sind zu 94 Prozent ein Onshore- 
Unternehmen, bauen Windenergieanlagen, ma-

chen auch Wartung und Service. 12,5 Gigawatt 
weltweit werden von unseren Turbinen erzeugt. 
Aber in Deutschland gibt es derzeit über 2020 hin-
aus keine Sicherheiten. Wir brauchen planbare und 
langfristige gesetzliche Vorgaben. Es ist einfach 
abenteuerlich, wie immer noch gegen die angeb-
lich teuren erneuerbaren Energien Stimmung ge-
macht wird. Der Förderwert der erneuerbaren Stro-
merzeugung ist mit der EEG-Umlage transparent 
im Strompreis abzulesen. Würden die Kosten der 
Förderung und der Umwelt- und Klimabelastung 
von Atomenergie, Kohle und Erdgas wie beim EEG 
umgelegt, dann würde diese „Konventionelle-Ener-
gien-Umlage“ einen deutlichen Zuschlag auf den 
Strompreis bewirken. Anders als häufig angenom-
men sind nämlich die erneuerbaren Energien nicht 
die „Preistreiber“ der Stromversorgung, sondern 
sie ersetzen Energieträger mit viel höheren Folge-
kosten für Steuerzahler und Gesellschaft. «

ANDREAS GÜNTHER 
BETRIEBSRATSVORSITZENDER 

SENVION, HAMBURG

Für viele Kollegen ist die 40+X-Stunden-Woche 
die Regel. Nur eine Minderheit der Beschäftigten 
in der Windenergie kann sich vorstellen, ihre Tä-
tigkeit bis ins Rentenalter auszuüben. Das Prin-
zip „Gute Arbeit“ müssen die Beschäftigten ge-
meinsam mit ihren Betriebsräten in der Branche 
häufig erst noch durchsetzen.

Quelle: Global Wind Energy Council, Global Wind Statistics 2014
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Gerade in der Kugellagerstadt Schweinfurt weiß 
man – nach der großen Krise der Wälzlager- 
industrie in den frühen 1990er Jahren –, dass 
man nicht mehr auf Monostrukturen setzen darf. 
Die Stadt hat eine der höchsten Arbeitsplatz-
dichten in Deutschland: 54 000 Einwohner, an 
die 50 000 sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze, mehr als 20 000 Pendler. 

Aus einem gemeinsamen Brandbrief an die bay-
erische Landesregierung in Sachen Energiewen-
de entstand im Herbst 2014 das Leuchtturmpro-
jekt „Sozial-ökologische Industriepolitik in der 
Region Schweinfurt“. Kooperationspartner sind 
die IG Metall und der BUND Naturschutz. 
Acht Arbeitsgruppen beschäftigen sich mit den 
drei Themenbereichen 

 �Energieeffizienz in Produkt und Prozess, 
 �Mobilität von Beschäftigten und Produkte für 
die Mobilität der Zukunft sowie 
 �Standort- und Lebensqualität in Schweinfurt/
Main-Rhön.

IDEEN FÜR EINE ZUKUNFTSFÄHIGE  
INDUSTRIEPOLITIK
Das Ziel sind neue Ideen und Strategien für eine 
nachhaltige und zukunftsfähige Industriepolitik. 
BUND und IG Metall sind sich einig: Produktion 
und Wirtschaft müssen ökologisch und sozial 
tragfähig sein. Ökologische Fragen, Schonung 
der Ressourcen und soziale Gerechtigkeit sind 
eng miteinander verbunden.
Schweinfurt ist das Zentrum der deutschen Wälz-
lagerindustrie, die Wirtschaft ist großindustriell 
geprägt und mit der Automobilbranche verwo-
ben. Die mittelständischen Unternehmen der Re-
gion sind häufig Zulieferer. Bei konjunkturellen 
Einbrüchen oder branchenbezogenen Absatzkri-
sen sind sie verwundbar. 
Die IG Metall ist traditionell stark in den Betrie-
ben vertreten. Zu ihnen gehören:
ZF Friedrichshafen AG Standort Schweinfurt,  
ca. 9 000 Beschäftigte, produziert vor allem für 

die Automotive-Branche überwiegend konven- 
tionelle Fahrwerks- und Antriebselemente, ver-
fügt aber auch über die erste europäische Hyb-
ridfertigung und ist ein Zentrum für Leichtbau. 
SKF GmbH, ca. 4 300 Beschäftigte, Wälzlager 
und Zentrum für Lagerungstechnik, die für Win-
denergieanlagen und Kraftwerke gebraucht wird.
FAG/Schaeffler, ca. 5 600 Beschäftigte, Wälzla-
ger für den Automotive- und Industriebereich, 
wichtig für Windenergie.
Preh, ca. 1 200 Beschäftigte, Steuerungstechnik 
für den Automotive-Bereich, viel Forschung und 
Entwicklung.

Industriepolitik von unten:
Leuchtturm-Projekt Schweinfurt

!!!
!!!!!

besser.anders:zukunft! 
18. September 2014

ISchweinfurt!
IBezirk Bayern
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MUDA HEIST VERSCHWENDUNG
» Die energetischen Herausforderungen der Zukunft 
werden sich nur in einer gemeinsamen Anstrengung 
und unter aktiver Mitwirkung von Belegschaften 
und Mitbestimmung meistern lassen. Unser Ener-
gie-Monitoring am ZF-Standort Schweinfurt erfasst 
die Verbräuche nahe am Verbrauchsort, da auch nur 

dort die Maßnahmen für Energieeffizienz in Produkt 
und Prozess ansetzen können. Seit 2011 gelten bei 
ZF energische Energiesparziele. Ein „Jahr der Ener-
gie“ und ein Ideenwettbewerb wurden ausgerufen. 
Alle Produktionsprozesse sind einem Energiema-
nagementsystem unterzogen, der standort-eigene 
Energiemanager ist bereits ein Stück Normalität. 
Energie- und Ressourcenmanagement sichern die 
Wettbewerbsfähigkeit. Verschwendung, ob von 
Material, Zeit und Rohstoffen (japanisch „muda“), 
ist ein großes Thema. Dafür sind noch nicht alle 
wach. Unser Leuchtturm-Projekt ist ein großes Ex-
periment, bei dem wir alle voneinander lernen. Die 
beiden größten Nichtregierungsorganisationen 
Deutschlands, die IG Metall und der BUND zum ers-
ten Mal zusammen: Da können wir in manchen Köp-
fen etwas bewegen. «

KLAUS MERTENS 
WISSENSCHAFTLICHER MITAR-

BEITER DES BETRIEBSRATS, ZF

Streiflichter

Den Klimaschutz im Betrieb selbst in die Hand 
nehmen, das kann man auf viele Arten. Im VW-
Werk Emden wurde bereits Anfang der 1990er 
Jahre über Windenergie in Kollegenhand dis-
kutiert. Daraus entstand 2008 die erste Be-
legschafts-Genossenschaft für regenerative 
Energien in Deutschland. Seitdem speist eine 
Solarstromanlage auf einem Werkdach – sym-
bolischer Mietpreis ein Euro – jedes Jahr eine 
Strommenge, die dem Verbrauch von rund ach-
zig Vier-Personen-Haushalten entspricht, in das 
bilanzeigene Stromnetz am Standort ein. 

Die 227 Genossenschaftsmitglieder erhalten 
eine stabile Rendite. Eine Mindestanteilshöhe 
von 250 Euro (maximal 10 000 Euro) stellte bei 

Gründung sicher, dass allen Beschäftigten ei-
ne Mitgliedschaft unabhängig vom Einkommen 
möglich war. 
Auf Initiative des Betriebsrats wurde eine Ar-
beitsgruppe gebildet und die Genossenschaft in 
der politischen Arbeit der IG Metall-Fraktion des 
Betriebsrates verankert. Der Genossenschafts-
verband Weser-Ems half bei Gründung und Be-
triebsführung. In kurzer Zeit waren 150 Kollegin-
nen und Kollegen gewonnen und 400 000 Euro 
Eigenkapital zusammen. Mit einem Investitions-
volumen von über 1,34 Mio. Euro und einer hohen 
Eigenkapitalquote stand den Initiatoren eine so-
lide Gründungsfinanzierung zur Verfügung. Die 
Werkleitung stellte ein geeignetes Hallendach 
zur Verfügung. Ein Jahr später wurde die Anlage 

Beispiel VW Emden: Solarstrom 
von der Belegschaftsgenossenschaft

Siemens, ca. 2 200 Beschäftigte, elektrische Ma-
schinen zum Beispiel für Busse, wichtig für die 
Elektromobilität.
SenerTec, eine „Sachs Ausgliederung“, rund 
120 Beschäftigte produzieren Blockheizkraft-
werke, die bei der Energiewende eine Schlüs-

selposition einnehmen; ein wichtiger Innovati-
onsträger für die Region.
SRAM, ebenfalls eine „Sachs Ausgliederung“ 
im Zweiradnabenbereich, mittlerweile ohne 
Produktion, heute Entwicklung von Zweiradtei-
len.
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ENGAGEMENT MIT RENDITE
» Die Energiewende ist das zentrale Projekt der 
deutschen Politik und Wirtschaft. Sie ist das zen-
trale Element, um die deutschen CO2-Emissionen 
nachhaltig zu reduzieren. Mit ihr entstehen große 
Märkte, das bietet Chancen und schafft Arbeits-
plätze. Mit einer Belegschaftsgenossenschaft 
können Unternehmen und Beschäftigte den 
Klimaschutz unterstützen und gleichzeitig den 
Betrieb ein Stück energieautonomer machen. Es 
braucht dazu nur einen Initiator wie zum Beispiel 
den Betriebsrat und Unterstützung durch die Ge-
schäftsführung. Zu den Vorteilen gehören neben 
dem Imagegewinn für das Unternehmen eine sta-
bile Rendite für die Mitglieder und eine positive 
Mitarbeiterbindung. «

MARTIN REFLE 
IG METALL-FRAKTIONSSPRECHER 

IM VW-WERK EMDEN

auf 370 Kilowatt Peak (kWp; ein kWp Anlagenleis-
tung entsprechen rund acht bis zehn Quadratme-
tern) Leistung erweitert. Sie finanziert sich durch 
die Einspeisevergütung des EEG und hat bisher 

jedes Jahr leichte Dividende abgeworfen. 2010 
erhielt die „Volkswagen Belegschaftsgenossen-
schaft für regenerative Energien am Standort 
Emden eG“ den Deutschen Solarpreis. Jährlich 
werden knapp 300 000 Kilowatt-Stunde (kWh) 
Sonnenstrom in diesem nachahmenswerten Mo-
dell erzeugt und mindestens 180 000 Kilogramm 
CO2 vermieden.
Solche Belegschaftsinitiativen könnten – neben 
den bisher über 700 deutschen Bürger-Energie-
genossenschaften – wichtige Akteure der Ener-
giewende werden. Das innovative Partizipations-
modell ist ein Beispiel zum Nachmachen.

HINWEISE
 �Umfangreiche Hinweise zur Gründung einer Ge-
nossenschaft gibt das Handbuch für Betriebs-
räte „Belegschaftsgenossenschaften für regene-
rative Energien“.
Internet: www.boeckler.de (Suchbegriff: Beleg-
schaftsgenossenschaften)
 �Aktuelle Informationen sowie den Leitfaden „Be-
legschaftsgenossenschaften zur Förderung der 
Energiewende. Wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen, Geschäftsideen, Beispiele“ gibt es auf 
der Internetseite www.enEEbler.de
 �Anregungen gibt auch die „Gründerfibel Energie“. 
Internet: www.genossenschaften.de/gr-nderfibel- 
energie
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Chronik

Die „Konferenz der Vereinten Nationen über die 
Umwelt des Menschen“ 1972 in Stockholm war 
die erste Konferenz der Vereinten Nationen (UN) 
zum Thema Umwelt und gilt als Beginn der inter-
nationalen und globalen Umweltpolitik.

1992 trafen sich 130 Staatsoberhäupter und 
17 000 weitere Teilnehmer zur „Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwick-
lung“ (UNCED) in Rio de Janeiro. Die „Agenda 21“ 
wurde verabschiedet und der Klimawandel zum 
ersten Mal offiziell von der Weltgemeinschaft als 
Problem anerkannt. Es gab eine politische Eini-
gung über drei große internationale Umweltab-
kommen, darunter die erste Klima-Rahmenkon-
vention der UN. 

1995 folgte der erste UN-Klimagipfel. Er fand 
in Berlin statt. Der damalige Bundeskanzler 
Helmut Kohl versprach, Deutschland wolle bis 
2005 den CO2-Ausstoß um 25 Prozent unter das 
Niveau von 1990 senken. Zur Erreichung ihrer 

Ziele richteten die Vertragsparteien von Rio das 
UN-Klimasekretariat mit Sitz in der alten Bundes-
hauptstadt Bonn ein. Von dort aus wurden in den 
folgenden Jahren die Vorbereitungen für den ers-
ten weltweiten Klimavertrag vorangetrieben und 
Daten zur Klimabilanz der einzelnen Staaten ge-
sammelt. Der CO2-Ausstoß in Deutschland ging 
bis 2005 tatsächlich um 17,5 Prozent zurück.

1997, bei der dritten Weltklimakonferenz im ja-
panischen Kyoto, sollte ein völkerrechtlich ver-
bindliches Klimaschutzabkommen zustande 
kommen. Die Konferenz überzog um zwanzig 
Stunden, das Ergebnis war das Kyoto-Protokoll. 
Darin wurden verbindliche Ziele für 37 Indus-
trieländer und die Europäische Gemeinschaft 
festgelegt. Der jährliche Treibhausgas-Ausstoß 
der Industrieländer sollte innerhalb der soge-
nannten ersten Verpflichtungsperiode (2008 
bis 2012) um durchschnittlich 5,2 Prozent ge-
genüber dem Stand von 1990 reduziert werden. 
Für Schwellen- und Entwicklungsländer wurden 

DIE WICHTIGSTEN KLIMAGIPFEL

Eine kleine Chronik
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keine Reduktionsziele beziffert. Für sie sollten 
Fonds zur Anpassung an die Folgen der Erder-
wärmung eingerichtet werden. 

2001 in Marrakesch wurde ein konkretes und 
umfassendes Regelwerk an Mechanismen er-
arbeitet. Der politische Kompromiss zwischen 
den Staaten der Welt wurde in eine formelle Ent-
scheidung umgesetzt und damit die Architektur 
des Kyoto-Protokolls geschaffen. Zu dem Paket 
gehörten 15 Entscheidungen zur Ausgestaltung 
und Umsetzung, unter anderem zum System der 
Erfüllungskontrolle, zur Nutzung der sogenann-
ten Kyoto-Mechanismen, zur Anrechenbarkeit 
von gesenkten Treibhauswerten sowie zur För-
derung des Klimaschutzes in Entwicklungslän-
dern. Damit wurde der Weg frei gemacht für die 
Wirksamkeit des Kyoto-Protokolls, das dann am 
16. Februar 2005 in Kraft trat. Seine 194 Vertrags-
staaten treffen sich jährlich zu den UN-Klima-
konferenzen, auch „Weltklimagipfel“ genannt, 
wo um konkrete Maßnahmen zum Klimaschutz 
gerungen wird.

Nach dem Weltgipfel für nachhaltige Entwick-
lung im August 2002 in Johannesburg blieben 
auch die Ergebnisse der Klimakonferenz in Delhi 
im Oktober 2002 hinter den erhofften Zielen zu-
rück. Eigentlich sollte geklärt werden, wie das 
Kyoto-Protokoll umgesetzt wird. Eine Allianz der 
Öl-Interessen von Saudi Arabien und Nord- und 
Mittelamerika blockierte die Verhandlungen und 
verwässerte die gemeinsame Erklärung. Den-
noch stellte sich die Weltgemeinschaft in Delhi 
erstmals der Frage einer globalen „Klimagerech-
tigkeit“. 

Bis 2003, auf dem inzwischen neunten Klima-
gipfel in Mailand, war das Kyoto-Protokoll immer 
noch nicht in Kraft getreten, da nur 119 Industri-
eländer das Abkommen unterzeichneten und der 
Treibhausgas-Ausstoß damit nur um 47 Prozent 
reduziert worden wäre. Mindestens 55 Prozent 
aber bräuchte es, damit der Vertrag gültig wür-
de. Die USA traten dem Kyoto-Protokoll nie bei, 
da Präsident Bill Clinton und sein Vize Al Gore 
das Abkommen im Kongress nicht durchsetzen 
konnten. Russland jedoch unterzeichnete das 

Abkommen. So konnte dieser wichtige globale 
Klimavertrag 2005 endlich in Kraft treten.

Auf der 13. Klimakonferenz auf Bali 2007 wurde 
die Bali Road Map entwickelt. Dieser Fahrplan 
war die Grundlage für neue Verhandlungen nach 
dem Auslaufen des Kyoto-Protokolls. Auch diese 
Konferenz dauerte einen Tag länger als geplant. 
Wichtige Ergebnisse dieses Klimagipfels waren 
der Beitritt Australiens zum Kyoto-Protokoll und 
Chinas Beschluss, im Jahr 2010 den Ausstoß von 
Emissionen auf bis zu zwanzig Prozent unter den 
Stand von 2005 zu bringen. 

Die 15. Klimakonfe-
renz in Kopenhagen 
im Jahr 2009 war 
mit etwa 27 000 Teil-
nehmern, darunter 
10 500 staatlichen 
Delegierten, eines 
der größten Treffen 

der Diplomatie-Geschichte, aber auch eines der 
am wenigsten erfolgreichen. Eigentlich sollten 
konkrete Reduktionsziele festgelegt und unter-
schrieben werden. Aber es kam zu keinem Nach-
folgevertrag für das Kyoto-Protokoll, wie das der 
Bali-Fahrplan vorgesehen hatte, nur zu einen 
Minimalkonsens. In der „Übereinkunft von Ko-
penhagen“ wurde lediglich das Ziel erwähnt, die 
Erderwärmung auf weniger als zwei Grad Celsius 
im Vergleich zum vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen.

2010, bei der Weltkli- 
makonferenz im me- 
xikanischen Cancún 
wurde ein völkerrecht- 
lich bindender Be-
schluss verabschie-

det, der die Begrenzung der Erderwärmung auf 
höchstens zwei Grad Celsius zum Ziel hat. Damit 
ging die Übereinkunft von Kopenhagen in die 
UN-Diplomatie über. Um die von der Erderwär-
mung besonders betroffenen Regionen zu ent-
lasten, wurde als Soforthilfe ein Klimafonds – der 
Green Climate Fund (GCF) – mit einem Umfang 
von zehn Milliarden Dollar jährlich eingerichtet. 
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Chronik

Keinen nennens- 
werten Durch- 
bruch brachte 
die 17. Klima-
konferenz 2011 
im südafrikani-
schen Durban. 
Es wurde kein 
neuer verpflich- 
tender Nachfol-
gevertrag des 

2012 auslaufenden Kyoto-Protokolls gefunden. 

Zusätzlich zu 
der Klimakon-
ferenz in Doha/
Katar 2012 gab 
es im Juni die-

ses Jahres die Konferenz zur nachhaltigen 
Entwicklung der Vereinten Nationen (UNCSD) 
Rio+20. 20 Jahre nach dem ersten Umweltgip-
fel 1992 in Rio nahmen 190 Staaten teil. The-
matisch ging es um die „Green Economy“ in 
Zusammenhang von nachhaltiger Entwicklung 
und Armutsbekämpfung. Die einstimmig ver-
abschiedete Abschlusserklärung war ein Be-
kenntnis zu nachhaltigem Wirtschaften, aber 
sie enthielt keine verbindlichen Abmachungen, 
so dass NGOs die Verhandlungen für geschei-
tert erklärten.

Auf der Welt-
klimakonferenz 
in Doha 2012, 
im Erdöl-Emirat 
Katar mit dem 

weltweit höchsten CO2-Ausstoß pro Kopf der 
Bevölkerung, wurde zwar eine zweite Ver-
pflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls verab-
schiedet, allerdings akzeptierten nur wenige 
Industrieländer die damit einhergehenden Ab-
machungen. Die Regierungen von Kanada, Japan 
und Russland weigerten sich, in eine neue Re-
duktionsperiode zu gehen. Schlupflöcher konn-
ten nicht geschlossen werden. Die Großmäch-
te USA, Russland und China dominierten und 
bremsten zum wiederholten Mal die Verhandlun-
gen. Trotzdem wurde der Weg zu einem globalen 

Klimaschutzabkommen, gemeinsam mit den 
USA und China, bis 2015 in Paris geebnet. Das 
Kyoto-Abkommen wurde bis 2020 verlängert. 

Auf der Weltklimakon-
ferenz von Warschau 
2013 konnte kein 
strikter Zeitplan für 
die Verhandlung eines 
globalen Klimaschutz-
vertrags bis 2015 ver-
einbart werden. Immer 

noch fehlten auch konkrete Zusagen für die vom 
Klimawandel betroffenen Entwicklungsländer. 
Wichtige Entscheidungen wurden wieder einmal 
vertagt.

Die Verhandlungen  
in Lima 2014 dienten 
schwerpunktmäßig der 
Vorbereitung eines neu- 
en internationalen Kli- 
maschutzabkommens, 
das endlich bei der  
21. UN-Klimakonferenz 
in Paris 2015 verab-
schiedet werden soll. 
NGOs kritisierten, dass 

in Lima die Klimaziele aufgeweicht wurden und 
es zu keinen politischen Rahmenbedingungen 
kam, die für größere Planungssicherheit bei er-
neuerbaren Energien sorgen und Investitionen 
in fossile Energien stoppen könnten. 

LITERATURHINWEIS
Nick Reimer: Schluss-
konferenz. Geschichte 
und Zukunft der Klima-
diplomatie. Oekon Ver-
lag, 2015.
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GLOSSAR
BRICS: Gruppe der fünf Schwellenländer Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika. Sie stellen 
mit über 2,8 Milliarden Menschen rund vierzig Prozent der Weltbevölkerung – und müss(t)en mehr in 
die Klimaschutzziele einbezogen werden.

COP: In den Medien meist Klimagipfel oder UN-Klimakonferenz genannt, ist die „Conference of the 
Parties“ die jährliche Konferenz der Vertragsstaaten der UN-Klimarahmendeklaration. COP 1, der erste 
Klimagipfel, fand 1995 in Berlin statt. Seit COP 11 in Montreal 2005 ist sie um die CMP erweitert, das 
Treffen der Unterzeichner des Kyoto-Protokolls – die „Conference of the Parties Serving as the Mee-
ting of the Parties to the Kyoto Protokoll“. Der Klimagipfel im Dezember 2015 trägt die Bezeichnung 
COP 21/ CMP 11.

EEG: Das Erneuerbare-Energien-Gesetz regelt in Deutschland die Förderung dieser Energien in der 
Stromerzeugung, so die Höhe der Vergütung, die Degression und die Ausbauziele. 

Emissionshandel: Das European Union Emissions Trading System (EU ETS) wurde als Instrument für 
den Klimaschutz 2005 in der EU eingeführt und soll Anreize für entsprechende Investitionen schaffen. 
Auf Grundlage einer politisch festgelegten Obergrenze für die CO2-Emissionen werden an die Unter-
nehmen der Energiewirtschaft und der energieintensiven Industrien – wie etwa Stahl – entsprechen-
de Zertifikate ausgegeben. Eine Reform steht an, da das System nicht umfänglich wirksam ist.

Energieeffizienz: Zentraler Bestandteil der deutschen Energiewende. Der wirksamste und zugleich 
sparsamste Einsatz von Energie –  etwa in Produktionsanlagen, bei Autos und der gesamten Mobilität, 
bei Hausgeräten und bei der möglichst optimalen Ausnutzung von Brennstoffen. 

Energiewende: Der Umbau unserer bisher von fossilen Energieträgern wie Öl, Kohle und Gas und der 
Atomenergie abhängigen Energieversorgung zu einem nachhaltigen, Ressourcen und Klima schützen-
den System auf der Basis von erneuerbaren Energien, das die Versorgungssicherheit und Bezahlbar-
keit von Energie gewährleistet. Diese Wende umfasst auch den Wärme- und Verkehrssektor.

Erneuerbare Energien: Bioenergie, Erdwärme, Wasserkraft, Meeres-, Sonnen- und Windenergie ste-
hen als Energiequellen praktisch unerschöpflich zur Verfügung – anders als die fossilen Brennstoffe, 
die Millionen Jahre für ihre Entstehung brauchten und bei ihrer Verbrennung mit der Freisetzung von 
Treibhausgasen die Erdatmosphäre aufheizen. Erneuerbare Energien werden weltweit ausgebaut. In 
Deutschland lieferten sie 2014 insgesamt 27,8 Prozent der Bruttostromproduktion, 9,9 Prozent im 
Wärmesektor und 5,4 Prozent der Kraftstoffe.

Green Climate Fund: Auf der COP 2010 in Cancún wurde dieser „Grüne Klimafonds“ beschlossen, der 
ab 2020 jährlich 100 Milliarden US-Dollar (USD) an die armen, vom Klimawandel betroffenen Länder 
vergeben soll. Woher das Geld dafür kommen soll, ist noch offen und Thema auch beim Klimagipfel in 
Paris. Von 2015 bis 2018 ist der Fonds mit je 2,5 Milliarden USD ausgestattet.

IPPC: Oft als Weltklimarat bezeichnet, wurde das Intergovernmental Panel on Climate Change (Zwi-
schenstaatlicher Ausschuss über Klimaveränderung) 1988 von den Vereinten Nationen und der Weltor-
ganisation für Meteorologie als eigenständige zwischenstaatliche Institution ins Leben gerufen. Im IPCC 
arbeiten Wissenschaftler aus der ganzen Welt daran, für die Politik den Stand der wissenschaftlichen Kli-
maforschung zusammenzufassen. Dies geschieht in regelmäßig veröffentlichten Sachstandsberichten.
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Klimaziele: Die EU beschloss im Jahr 2007 das 20-20-20-Ziel, nämlich bis 2020 den CO2-Ausstoß um 
zwanzig Prozent zu reduzieren, mit erneuerbaren Energien zwanzig Prozent des Energieverbrauchs 
zu bestreiten und die Energieeffizienz um zwanzig Prozent zu steigern. Im Oktober 2014 wurden als  
EU-Ziele für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 vereinbart: 40-27-27.
Bis 2050 soll der CO2-Ausstoß um 85 bis 90 Prozent gesenkt werden. Dies entspricht den Empfehlun-
gen des Weltklimarats IPCC. Deutschlands Ziele bis 2020 lauten 40-20-20 (CO2-Reduktion/Erneuer- 
bare/Energieeffizienz), bis 2030 dann 55-50-30 und bis 2050 dann 80 bis 95-50-60.

Kyoto-Protokoll: Ein Meilenstein der Klimapolitik. Beim UN-Klimagipfel 1997 in der japanischen Stadt 
Kyoto legten sich die (meisten) Industrieländer zum ersten Mal auf gemeinsame verbindliche Ziele zur 
Minderung der Treibhausgasemissionen fest. Es wurde von 191 Staaten, auch von Brasilien, China und 
Südkorea, nicht aber von den USA unterzeichnet. Kanada trat nach einem Regierungswechsel 2013 aus. 
Über ein Nachfolgeabkommen wird seit Jahren – und auch im Dezember 2015 in Paris – verhandelt.

LCDs: Gemeint sind die „Least Developed Countries“, die ärmsten und am wenigsten entwickelten 
Länder der Welt. 2013 waren dies 48 Länder, 34 davon in Afrika. Auch Bangladesch, Nepal, Afghanis-
tan oder Haiti zählen dazu.

SIDS: 52 Inselstaaten und Küstenanrainer in Afrika, Ozeanien und der Karibik bilden die „Small Is-
land Developing States“ (Kleine Inselentwicklungsländer). Sie sind vom Steigen der Meeresspiegel 
am meisten betroffen, einige von ihnen gehören den LCDs an. Die Gruppe fordert als Klimaziel, die 
Erderwärmung unbedingt auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen.

Smart Grid: Ein intelligent und eben smart vernetztes Gesamtsystem von Stromerzeugung, Strom-
versorgungsinfrastruktur, Speichern und Verbrauchern, das ein optimales Management ermöglicht 
und höchste Energieeffizienz bietet. Zukunftsmusik, aber bereits technisch machbar. Ein Bindeglied 
zwischen Smart Home und Smart City, wo eine ganze Stadt ressourcenschonend, energieeffizient und 
klimafreundlich – eben nachhaltig – organisiert wird.

UNFCCC: Das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (United Nations 
Framework Convention on Climate Change) wurde 1992 beim Gipfel in Rio beschlossen und bildet die 
Grundlage der Klimadiplomatie und der jährlichen Gipfelverhandlungen über die Klimaschutzziele. 

Treibhauseffekt: Durch die menschengemachte Freisetzung von Treibhausgasen wie CO2 verursachte 
Aufheizung der Erdatmosphäre.

Zwei-Grad-Ziel: Der aufgrund des wissenschaftlichen Sachstands des Weltklimarates IPPC getroffene 
politische Vorsatz, die globale Erderwärmung auf zwei Grad Celsius gegenüber dem Niveau vor Beginn 
der Industrialisierung zu begrenzen. Nach den Erkenntnissen der Wissenschaft drohen ansonsten un-
umkehrbare und verheerende Folgen des Klimawandels.
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LINKS
Internationaler Gewerkschaftsbund: 
www.ituc-csi.org/frontlines-bericht 

www.sustainlabour.org

www.klimaretter.info

germanwatch.org/themen/klima

UN-Klimarat IPCC – Deutsche Koordinierungsstelle:  
www.de-ipcc.de

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: 
www.bmwi.de/DE/Themen/Industrie/ 
Industrie-und-Umwelt/klimaschutz.html 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit:  
www.bmub.bund.de/themen/klima-energie/ 

Umweltbundesamt: 
www.umweltbundesamt.de/themen/ 
klima-energie/internationale-eu-klimapolitik
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EDITORIAL

Industriepolitik – zu den Hochzeiten der 
Marktradikalen war der Begriff völlig 
verpönt. Heute ist er in aller Munde. Wer 
glaubt noch, dass sich Atomausstieg, 
Energiewende, nachhaltige Mobilität, 
um die Großprojekte der Gegenwart zu 
nennen, ohne staatliche Intervention 
werden realisieren lassen? Wer diese 
Projekte nicht vergeigen will, wird sie 
nicht unbekümmert der „unsichtbaren 
Hand des Marktes“ anvertrauen. Die 
IG Metall jedenfalls setzt auf beides: 
Markt und staatliche Politik.

Der Begriff „Industriepolitik“ bleibt in 
der öffentlichen Diskussion merkwür-
dig vage. Zu konkretisieren, was damit 
aus Sicht der Gewerkschaften zu ver-
stehen ist: Das ist die Aufgabe dieses 
Newsletters.
 
Die IG Metall hat nach dem letzten Ge-
werkschaftstag ein eigenes Ressort 
geschaffen, um sich mit Fragen der In-
dustrie-, Struktur- und Energiepolitik 
intensiv zu befassen. Wir wollen den 
industriellen Strukturwandel im Sinne 
unserer Kolleginnen und Kollegen kri-
tisch begleiten. Wir werden uns für Gute 
Arbeit und sichere Arbeitsplätze stark 
machen. Und effizient, schadstoffarm 
und ressourcenschonend produzierte 
Güter sind unser Leitbild.

An dem Umbau unserer Industrien 
führt kein Weg vorbei. Eine nachhaltige 
Modernisierung bietet enorme Chan-
cen. Aber kein Automatismus garan-
tiert, dass diese genutzt werden. Das 
neue Ressort und sein regelmäßiger 
Newsletter sind Teil unseres gewerk-
schaftlichen Programms, um uns in die 
staatliche Industriepolitik stärker ein-
zumischen und unsere Positionen nach 
außen hin zu vertreten.

Die anstehende Energiewende ist ein komplexes industrie- und klimapolitisches Vor-
haben. Sie muss ökologisch und beschäftigungspolitisch ein Erfolg werden. Tausende 
von Arbeitsplätzen in Deutschland hängen davon ab. Die IG Metall fordert daher den 
intensiven Dialog zwischen Wirtschaft, Politik und Gewerkschaften. Sie selbst will sich 
verstärkt in die Debatte einmischen, um einerseits Beschäftigung zu sichern und um an-
dererseits den wirtschaftlichen Umbau mit intelligenten, innovativen und nachhaltigen 
Konzepten voranzutreiben. Nicht nur in Berlin, auch in Europa. 

IG mETALL pOsITIOnIERT sIch zuR EnERGIEwEnDE

Umbau vorantreiben

Europäische Industriepolitik:  
Klare Strategie gefordert      Seite 2

Bosch SE Arnstadt: 
Photovoltaikstandort gesichert     Seite 3

Neue Branchenreports und  
Veranstaltungen der IG Metall   Seite 4
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Energie- und Industriepolitik gehören für 
die IG Metall zusammen. Die Energiewen-
de braucht die Industrie, die mit innova-
tiven Produkten und neuen Technologien 
die notwendigen Impulse für ihr Gelingen 
geben kann. Wir haben einen grundle-
genden Umbau unserer energetischen 
Basis vor uns. Diesen Umbau allein den 
Unternehmen zu überlassen, geht aus 
unserer Sicht nicht. Daher bedarf es einer 
zukunftsorientierten, aktiven und nach-
haltigen Industriepolitik – sowohl auf na-
tionaler als auch auf europäischer Ebene.
In der EU werden 2014 wichtige Rahmen-
bedingungen in der künftigen Energiepo-
litik gesetzt. Verhandelt werden zurzeit 
das Energie- und Klimapaket der EU bis 
2030, das Beihilfeverfahren von Wettbe-
werbskommissar Almunia über Indus- 
trieausnahmen im deutschen Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) und der Entwurf 
der Kommission zu Leitlinien für Beihilfen 
für Energie und Umwelt. Zu diesen Punk-
ten hat sich die IG Metall in verschiedenen 
Positionspapieren geäußert, um sie in 
die Konsultationen mit Kommissionsver-
tretern einzubringen. Ihre Ansichten hat 
sie auch bei einem „energiepolitischen 
Frühstück“ am 29. Januar 2014 in Brüssel 
gegenüber EU-Abgeordneten und dem Ka-
binettschef des EU-Kommissars für Ener-
giepolitik, Günther Oettinger, vertreten. 
Von einem Aufbruch zu einer europä-
ischen Energiewende ist im Moment  
wenig zu spüren. Aus Europa kommt kein 

Rückenwind. Deshalb hat die IG Metall 
deutlich gemacht, wie wichtig ihr auch in 
Zukunft ambitionierte Ziele auf europä- 
ischer Ebene sind. Die IG Metall sieht die 
von der EU-Kommission im Januar in ihrem 
„Weißbuch zur Klima- und Energiepolitik 
bis 2030“ vorgestellten Ziele kritisch, als 
zu wenig ambitioniert und verbindlich. Sie 
befürchtet, dass diese – wie in den ver-
gangenen Jahren – nur geringe Anreize in 
den einzelnen Mitgliedsländern auslösen 
könnten, um stärker in nachhaltige Tech-
nologien zu investieren. Aus ihrer Sicht 
reichen sie auch nicht aus, um den europä-
ischen Emissionshandel wieder funktions-
fähig zu machen, der gegenwärtig ➤
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Wolfgang Lemb, geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der IG Metall
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EEG-REFORM UND ENERGIEWENDE

IG Metall formuliert Leitlinien 

Interview mit Carlos Romero (MCA-UGT):  Industrie reaktivieren      Seite 2
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VERLÄSSLICHE RAHMENBEDINGUNGENMit Blick auf den weiteren Transforma- tionsprozess hat die IG Metall Leitlinien zur Energiewende und zur Reform des EEG formuliert:
 Der Vorrang für eine klimaschonende Versorgung unseres Landes mit ausrei-chend Energie. Wir sehen in den Erneu-erbaren Energien die Leittechnologie eines zukünftigen Energieversorgungs-systems.

 Verlässliche Rahmenbedingungen für den Umbauprozess und damit Investi-tionssicherheit für die Industrie und für industrielle Beschäftigung. So können die Technologieproduzenten ihre Poten-ziale für die Energiewende einsetzen – von der Photovoltaik, über hocheffizien-te Kraftwerke bis zu neuen Werkstoffen. Der Erhalt industrieller Wertschöp-fungsketten in Deutschland und des-halb die Absicherung wettbewerbsfä-

higer Strompreise für energieintensive Industrieunternehmen, die unter einem hohen internationalen Wettbewerbs-druck stehen. 
Beim Fachgespräch der IG Metall „Energie-wende und Reform des EEG“ Ende Mai in Berlin hat Wolfgang Lemb, geschäftsfüh-rendes Vorstandsmitglied der IG Metall, diese Leitlinien zum Ausgangspunkt sei-ner Bewertung gemacht. An dem Gespräch beteiligten sich Betriebsräte aus allen relevanten Branchen, Unternehmens- und Branchenbeauftragte der IG Metall sowie Kolleginnen und Kollegen aus den Bezirken. Es zeigte sich, wie wichtig ein Austausch über die unterschiedlichen In-teressen und Belastungen der einzelnen Branchen ist. Damit Investitionen in die Energiewende auch tatsächlich Investi- tionen in die industrielle Zukunft werden, ist ein solcher Brückenschlag zur betriebli-chen Praxis notwendig.

EEG-REFORM = WICHTIGER SCHRITTWolfgang Lemb sprach in seiner Bewer-tung der EEG-Reform von einem insgesamt richtigen Schritt, mit dem vor allem wieder verlässliche Rahmenbedingungen herge-stellt werden. Dennoch sind aus seiner Sicht nicht alle Punkte zufriedenstellend gelöst. Die IG Metall hat bei den Ausnah-men für energieintensive Unternehmen aus der EEG-Umlage noch mehr Klarheit bei Leiharbeit und Werkverträgen eingefor-dert. Das Outsourcen von Beschäftigung darf nicht dazu führen, dass Entlastungen bei der EEG-Umlage möglich werden. Fer-ner sind die Schmieden bisher nicht in die Liste der stromintensiven Branchen aufge-nommen worden, die eine Entlastung bei der EEG-Umlage beantragen können. Auch hier muss nach Ansicht der IG Metall nach-gebessert werden.
Bei dem Fachgespräch wurde ebenfalls kritisch angemerkt, ob das Vergütungs-system des EEG grundlegend verändert werden und – wie im Gesetzentwurf vor-gesehen – ab 2017 zu einem Ausschrei-bungsmodell umgestaltet werden sollte. Die Bundesregierung beruft sich bei ihrem Vorschlag auf die EU-Kommission, die in ihren Beihilfeleitlinien Ausschreibungen einfordert. Allerdings wird den Mitglieds-staaten dabei ein erheblicher Gestal-tungsspielraum eingeräumt. Daher bleibt zu prüfen, ob ein solcher Systemwechsel wirklich Vorteile bringen kann. Das EEG sei ein wichtiger Eckpfeiler und Treiber der Energiewende, weil es verlässliche Rah-menbedingungen schaffe, so Lemb. Das dürfe nicht aufs Spiel gesetzt werden.

ENERGIEWENDE-MARKT
Beim EEG ist bereits deutlich gewor-den, dass es nötig ist, die Energiewende  europäisch abzustimmen.  ➤
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Es war kein einfaches Unterfangen, aber die intensiven Diskussionen über die Reform des 
Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG) haben sich gelohnt. Der jetzt vorliegende Gesetz-entwurf ist eine gute Grundlage. Wichtige Anliegen der IG Metall sind aufgenommen wor-den. Verbesserte Mengenziele beim Ausbau der Windenergie ebenso, wie eine europa- 
rechtskonforme Ausgestaltung der Ausnahmen für energieintensive Industrien. Das EEG 
schafft einen sinnvollen Kompromiss zwischen der Finanzierung des Ausbaus der Erneu-erbaren Energien und einer Begrenzung des Kostenanstiegs beim Strom.

IndustrIepolItIk

BMWi richtet sich neu aus  

IG Metall gründet Expertenteam   
Maschinenbau       Seite 2

Spitzengespräch IG Metall/BDH  
bei Viessmann       Seite 3

Start des IG Metall-Projekts „Zukunft Ost“
Broschüre „ABC der Energiepolitik“   Seite 4
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In der Koalitionsvereinbarung zwischen SPD 
und CDU wurde nicht nur die Industrie als 
wichtigster Faktor für Wachstum und Be-
schäftigung in Deutschland beschrieben, 
sondern auch eine Neuausrichtung der 
Industriepolitik auf Bundesebene ange-
kündigt. Hierzu plant das BMWi einen um-
fassenden Dialogprozess in Form von Kom-
missionen und Branchendialogen, in die 
auch die Gewerkschaften eingebunden sind.
Ende August hat bereits die Experten-
kommission „Investitionsstrategie“ ihre 
Arbeit aufgenommen. Inhaltlicher Aus-
gangspunkt ist die Erkenntnis, dass in 
Deutschland zu wenig investiert wird und 
das Land von der Substanz lebt. Die Kom-
mission soll Vorschläge erarbeiten, wie die 
öffentliche und private Investitionstätig-
keit belebt werden kann. Wolfgang Lemb, 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied, 
vertritt für die IG Metall deren Interessen 
in diesem Gremium.
Über sogenannte Branchendialoge in für 
die IG Metall wichtigen Bereichen der Me-
tall- und Elektroindustrie will das BMWi mit 
Partnern aus Wirtschaft, Gewerkschaften, 

Wissenschaft und Bildung darüber spre-
chen, wie die „strategische Industriepo- 
litik“ mit Leben gefüllt werden kann. Mit On-
line-Konsultationen sollen zunächst Themen 
identifiziert werden, die für die jeweilige 
Branche relevant sind. An diesen Konsulta- 
tionen kann sich jeder beteiligen. Die The-
men werden dann im Rahmen des Branchen- 
dialogs aufgegriffen und mit den Beteiligten 
diskutiert und beraten.
Der erste Branchendialog startet bereits im 
Oktober mit Themen, die die Grundstoff- 
industrie betreffen. Der Maschinen- und 
Anlagenbau folgt im Dezember. Weitere Di-
aloge stehen im Laufe des Jahres 2015 an. 
Die IG Metall wird sich mit ihren Betriebs-
räten an allen Online-Konsultationen und 
Branchendialogen beteiligen und dort ihre 
Positionen und Anforderungen einbringen.

IG Metall beGrüsst den eInGe-
schlaGenen WeG
Mit seinen Vorhaben befindet sich das 
BMWi  nach Ansicht der IG Metall auf einem 
guten Weg. Das Ministerium setze mit den 
Branchendialogen und Kommissionen end-

lich eine industriepolitische Forderung der 
IG Metall um. Seit langem fordert diese, die 
deutsche Industrie zukunftsfest zu machen 
und hierfür institutionalisierte, industrie- 
politische Dialoge zu etablieren.
Industriepolitisch muss es aus Sicht der 
IG Metall heute darum gehen, die Indus-
trie in ihrer gesamten Breite und Vielfalt 
in Deutschland zu sichern. Hierbei gilt es, 
an deren Stärken (hohes Qualifikations-
niveau, industrielle Cluster, Mitbestim-
mungskultur usw.) anzusetzen und Initia-
tiven zum Erhalt und Ausbau

 der industriellen Wertschöpfungsketten,
 des Innovationspotenzials sowie
 der Arbeitsplätze am Forschungs-, Ent-
wicklungs- und Produktionsstandort 
Deutschland 

zu formulieren. 
Der Erfolg der deutschen Industrie ba-
siere auf technologisch hervorragenden 
Produkten, die qualifizierte Beschäftig-
te entwickeln und produzieren, so die 
IG Metall. Dieses Know-how könne nur 
bewahrt werden, wenn sich in Deutsch-
land eine Innovationskultur entwickle, 
die nicht nur den sozialen und demo-
grafischen Veränderungen gerecht wer-
de, sondern sich an „Besser-statt-billi-
ger“-Strategien orientiere.
Beschäftigte und Betriebsräte seien heu-
te mit überzogenen EBIT-Zielen und einer 
Dumpingstrategie konfrontiert. Die IG Me- 
tall setze dagegen auf Innovationsführer-
schaft. „Wir brauchen für jede Branche 
zukunftstaugliche Personal-, Wertschöp-
fungs- und Produktionskonzepte. Die in 
Deutschland bewährten Systeme der Mit-
bestimmung und der Tarifverträge sind 
zu stärken“, betont Wolfgang Lemb. Das 
gehöre zum Verständnis der IG Metall von 
Industriepolitik unverzichtbar dazu.
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Das Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) hat in den letzten Monaten Konturen einer 
neuen Industriepolitik formuliert. Diese soll künftig drei Dimensionen der Nachhaltigkeit 
– die ökonomische, ökologische und soziale – miteinander verzahnen, damit Deutsch-
land ein erfolgreiches Industrieland bleibt. Über einen umfassenden Dialogprozess soll 
dies erreicht werden. 

BMWi-Branchendialog Maschinen- und anlagenBau

Maßnahmenpaket beschlossen

Wolfgang Lemb: Deutschland 
braucht Investitionen   Seite 2

IG Metall-Fachtagung:  
Energiewende-Markt               Seite 3

Betriebsräte Heizungsindustrie stehen zum Tarif, Industriepolitische Tagung in Brüssel             Seite 4
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Der Maschinen- und Anlagenbau ist neben der Automobilindustrie in Deutschland eine Schlüsselindustrie. Er ist ein wichtiger in-dustrieller Kern der deutschen Wirtschaft und spielt eine entscheidende Rolle für die ökonomische, beschäftigungspolitische und gesellschaftliche Entwicklung des Landes. In keiner anderen Industriebranche arbeiten in Deutschland so viele Menschen. Im Jahr 2014 hat der Maschinenbau die eine Million-Mar-ke dauerhaft übersprungen. 
Der deutsche Maschinenbau kann sich aber nicht auf den bisherigen Erfolgen ausruhen. Der internationale Wettbewerbsdruck nimmt vor allem aus Asien und den USA massiv zu. Insbesondere China setzt auf den Ma-schinenbau und will in HighTech-Segmente vorstoßen, in denen die deutsche Branche besonders stark ist.

Zugleich verlangen Klimawandel, Res-sourcenknappheit, Digitalisierung der Wirtschaft, demografischer Wandel und Verschiebungen in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen auch vom Ma-schinenbau neue Antworten. Gemeinsame Anstrengungen sind notwendig, um diese 

Herausforderungen zu meistern. Dies hat auch das Bundeswirtschaftsministerium erkannt und in seiner Neuausrichtung der Industriepolitik einen ergebnisorien- tierten Dialog mit Wirtschaft und Gewerk-schaften angestoßen. Im Oktober 2014 hat das BMWi eine öffentliche Konsulta-tion im Maschinen- und Anlagenbau ge-startet. Die Ergebnisse der Online-Befra-gung sind Anfang Dezember 2014 in ein Fachgespräch mit Vertretern der IG Metall und des VDMA/VDW eingeflossen. Maß-nahmen zu drei Handlungsfeldern (Be-schäftigung, Internationalisierung, Digita- lisierung) wurden diskutiert. Am 16. Dezem-ber fand ein Spitzengespräch mit Bundes-wirtschaftsminister Sigmar Gabriel statt, um die Umsetzungsmaßnahmen zu be-schließen (➤ Gemeinsame Erklärung). Entscheidender Erfolgsfaktor für den tra-ditionell gut aufgestellten deutschen Ma-schinenbau ist seine Kompetenz, optimale wettbewerbsfähige Lösungen für seine Kunden und technische Schlüsselleistun-gen anzubieten. Die Dialogpartner stim-men überein, dass diese Kompetenz durch 

gezielte Anstrengungen in Bildung und Innovation laufend neu erworben werden muss und dass dazu auch ein wesentlicher Beitrag der Politik erforderlich ist.Qualifizierte Beschäftigte sind der entschei-dende Erfolgsfaktor für den Maschinenbau. Damit es dabei bleibt, ist es notwendig, die typischen Berufsbilder und die zuge-hörigen Ausbildungsinhalte des Maschi-nenbaus auf ihre Aktualität zu prüfen und anzupassen. Es muss selbstverständlich sein, dass die junge Generation eine Chan-ce auf einen Ausbildungsplatz bekommt. Dies schließt ausdrücklich Jugendliche mit geringeren Qualifikationen ein. Notwendig ist zudem eine alternsgerechte, lernförder-liche Arbeitsorganisation für ein kreatives Arbeitsumfeld. Die Dialogpartner haben sich außerdem dazu verpflichtet, den Miss-brauch von Werk- und Dienstverträgen zu verhindern und in Missbrauchsfällen ge-meinsam aktiv zu werden. 

„Made in gerMany“ auch in ZukunftDie Digitalisierung der Wirtschaft ist eine Zukunftsaufgabe. Für den Erfolg wird mit entscheidend sein, dass die Beschäftigten frühzeitig in die Gestaltung der Verände-rungsprozesse einbezogen werden und ihnen selbstverantwortliches Arbeiten ermöglicht wird. Nur so ist der Nutzen für die Beschäf-tigten und die Akzeptanz dieser Technologie gegeben. BMWi, VDMA und IG Metall werden sich dafür einsetzen.
Die Vertragspartner bekennen sich zum In-dustrie- und Produktionsstandort Deutsch-land. Der Maschinen- und Anlagenbau soll auch in Zukunft die Weltmärkte mit Gütern „Made in Germany“ beliefern. Dazu müssen auch die weltwirtschaftlichen Rahmenbedin-gungen stimmen: ein fairer Welthandel und offene Weltmärkte. 
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Die IG Metall hat in einer gemeinsamen Erklärung mit dem Branchenverband VDMA und 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) ein Maßnahmenpaket zur 
Zukunft des Maschinen- und Anlagenbaus beschlossen. Dieses werden die Vertrags- 
parteien gemeinsam umsetzen.

INDUSTRIEPOLITISCHE KONFERENZ „EUROPA 2020“ DER IG METALL

Realwirtschaft stärken

Zum Grünbuch 
der Bundesregierung       Seite 2

Branchentagung der IG Metall
Energieanlagen-Kraftwerksbau         Seite 3

Branchentagung der IG Metall
Heizungsindustrie                                 Seite 4
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315 Milliarden Euro will die EU-Kommission 
in den kommenden Jahren mobilisieren, um 
die europäische Industrie zu unterstützen. 
Hierbei geht es vor allem um Garantien 
für private Investitionen in risikobehaftete 
Projekte und langfristige Investitionen. Ob 
diese Gelder aber tatsächlich in die reale 
Wirtschaft, insbesondere in sozial und öko-
logisch nachhaltige industrielle Investitio-
nen fließen, ist ungewiss. 
Die IG Metall sieht jedenfalls erheblichen 
Handlungsbedarf, wie Wolfgang Lemb, ge-
schäftsführendes Vorstandsmitglied der 
IG Metall, auf der Veranstaltung betonte. 
„Der Juncker-Plan ist ein guter Anfang. 
Er muss aber zu einem echten Investi-

tionsfonds, der auch direkt investiert, 
ausgebaut werden.“ Durch eine gezielte 
Industrieförderung, so Lemb, müsse eine 
möglichst große Vielfalt an technologi-
schen Kompetenzen aufgebaut und wei-
terentwickelt werden. Vor allem in den 
Feldern Energiewende, nachhaltige Mobi-
lität, Digitalisierung sowie bei den Sozial-  
und Gesundheitsdiensten sieht er ein 
riesiges Innovationspotenzial für die eu-
ropäische Industrie. Politik und Industrie 
seien gefordert, eine klima- und ressour-
censchonende Produktion zur Grundlage 
ihres Handelns zu machen. „Es geht dar-
um, besser statt billiger zu produzieren“, 
betonte Lemb. Überdies forderte er, durch 

konsequente Qualifizierung und Weiterbil-
dung das Knowhow der Beschäftigten auf 
dem neuesten Stand zu halten. Denn sie 
seien es vor allem, „die durch Innovatio-
nen die betrieblichen Abläufe und Produk-
te verbessern und so zum Unternehmens-
erfolg beitragen.“

INDUSTRIEPOLITIK WIRD WICHTIGER
Carlo Pettinelli, Direktor Nachhaltige Ent-
wicklung und Europa 2020, GD GROW, 
ließ erkennen, dass der EU-Kommission 
eine neue Industriepolitik wichtig sei. Ihr 
gehe es insbesondere darum, einen ech-
ten Binnenmarkt zu schaffen. Dazu seien 
weitere gesetzliche Schritte nötig, um die 
unterschiedlichen Rechtssysteme in Euro-
pa anzugleichen. Als Beispiele nannte Pet-
tinelli einheitliche Vorschriften für öffent- 
liche Ausschreibungen oder zur Förderung 
öffentlich-privater Partnerschaften. Die 
EU-Kommission wolle ganze Wertschöp-
fungsketten grenzübergreifend stärken 
sowie neue Handels- und Investitionsstruk-
turen stützen. Ferner werde sie fortschritt-
liche Produktionskonzepte fördern: intel-
ligente Systeme, die weniger Ressourcen 
verbrauchten, „grüne“ Technologien, den 
digitalen Binnenmarkt. 
Was passiert, wenn die industrielle Basis 
bröckelt, zeigte Tim Page, Leiter Politik 
beim Trades Union Congress (TUC) Groß- 
britannien, am Beispiel England. Ausführ-
lich beschrieb er die weit reichenden Fol-
gen der Liberalisierung der Wirtschaft unter 
Magret Thatcher. Die damit einher gehende 
De-Industrialisierung in den 1970er Jahren 
habe verheerende Auswirkungen auf die 
Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten sowie auf den Wohlstand 
der Bürgerinnen und Bürger gehabt. Page 
warnte: „Sind erst einmal industrielle 
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Industriepolitik spielt nicht nur in Deutschland, sondern auch auf europäischer Ebene 
wieder eine stärkere Rolle. Das wurde auf der industriepolitischen Konferenz der IG Me-
tall in Kooperation mit der Hans-Böckler-Stiftung am 26. März 2015 in Brüssel deutlich. 
Die EU-Kommission hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2020 in allen Mitgliedstaaten den An-
teil der Industrie am Bruttoinlandsprodukt auf 20 Prozent zu steigern. Die Praxis hinkt 
diesem Vorhaben jedoch weit hinterher. Die Konferenz mahnte deshalb einen Kurswech-
sel in Europa an, um die industrielle Realwirtschaft zu stärken. 

➤

Wolfgang Lemb, geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall, fordert von der 
EU-Kommission eine gezielte Industrieförderung.

EU BESCHLIESST INVESTITIONSPROGRAMM

Juncker-Plan beginnt holprig
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Mit dem Amtsantritt des neuen Präsidenten der EU-Kommission, Jean-Claude Juncker, verband sich seine Investitionsinitiative in Höhe von 315 Mrd. Euro. Die öffentliche In-frastruktur, die Breitbandverkabelung, die Bildung und Qualifizierung in umweltver-träglichen und ressourceneffizienten Tech-nologien sollen gefördert werden, ebenso die Entwicklung von kohlenstoffarmen und damit klimafreundlichen Produkten. Alle politischen Seiten spendeten dem Vor-haben, durch diese Initiative Arbeitsplätze zu schaffen, Beifall. Auch aus Sicht der IG Metall besteht eine gesellschaftliche, ökologische und ökonomische Notwendigkeit, verstärkt in so wichtige Wirtschaftsbereiche wie Ener-gie- und Rohstoffeffizienz zu investieren.Der Start der Initiative verläuft allerdings schleppend. Ursache dafür ist die Art und Weise, wie der Juncker-Plan finanziert wer-

den soll. In einem Fonds, der zum Teil aus Geldern des EU-Haushaltes (16 Mrd. Euro) und der Europäischen Investitionsbank (EIB) (5 Mrd. Euro) besteht, werden 21 Mrd. Euro bereitgestellt. Dieser garantierte Betrag soll die geplanten 315 Mrd. Euro durch private und staatliche Investitionen mobilisieren. Zu diesem Zweck wurde ein Europäischer Fonds für strategische Investitionen (EFSI) eingerichtet, der zusammen mit der EIB die Vergabe der Projektförderung in die Hand nehmen soll. 
Nach dem anfänglichen Nein zu der Frage, ob diese Mittel weiter aufgestockt werden sollen, haben sich inzwischen mehrere Län-der – darunter Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Polen, die Slowakische Repub-lik und nun auch Deutschland – zu einem Ja durchgerungen. Es ist auch dringend gebo-ten, weitere Gelder in den Fonds einzuzah-

len, wenn die Initiative einen wirklich spür-baren Effekt auf dem Arbeitsmarkt erzielen soll. Zwar nehmen sich die 315 Mrd. Euro auf den ersten Blick als respektable Summe aus. Verteilt man sie aber auf die Jahre von 2015 bis 2018, macht dies gerade einmal 0,8 Prozent des jährlichen Bruttoinlands- produkts der Europäischen Union.

RIESIGER INVESTITIONSSTAU 
Das Europäische Parlament (EP) hat bei der Definition der Vergaberichtlinien mit Nach-druck darauf gedrängt, dass insbesondere Nachhaltigkeit (keine wirtschaftlichen Stroh-feuer!) und die Schaffung von Arbeitsplätzen die wichtigsten Kriterien bei der Mittelver- gabe sind. Nach einer intensiv geführten Diskussion zwischen dem EP und der EU- Kommission (unter Beteiligung führender Mitgliedstaaten) über die Arbeitsweise des EFSI soll in diesen Tagen nun der vorliegende Entwurf des Investitionsprogramms durch EP und Rat verabschiedet werden. Danach kann der EFSI seine Arbeit aufnehmen.Angesichts des großen Investitionsstaus wollten einige Projektverantwortliche aller- dings nicht auf das Ende des Gesetzge-bungsverfahrens warten. Bereits im April lief die Förderung der ersten Projekte im  Rahmen der Investitionsinitiative an. Die Verwaltungsräte der EIB und des Europä- ischen Investitionsfonds (EIF) haben entspre- chende Darlehen von insgesamt 300 Mio. Euro für Projekte genehmigt, die höchst wahrscheinlich über das EFSI finanziert wer-den können. Dadurch werden rund 850 Mio. Euro für Vorhaben des öffentlichen und des privaten Sektors mobilisiert. Projekte, die förderungswürdig erscheinen, aber womög-lich doch nicht für den EFSI in Betracht kom-men, will die EIB im Rahmen ihrer normalen Bankgeschäfte finanzieren.
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Vor einem halben Jahr war der „Juncker-Plan“ in Europa in aller Munde: ein respektables 
Investitionsprogramm, das die europäischen Länder für die neuen technologischen, 
ökologischen und gesellschaftlichen Herausforderungen wappnen soll. Doch so richtig 
kommt das Projekt nicht voran.

➤

Publikationen
EnergieIndustrie

DER NEWSLETTER ERSCHEINT EINMAL IM QUARTAL. 

Bestellungen über: 
sarah.menacher@igmetall.de 

IN DER BROSCHÜRENREIHE ERSCHIENEN BISHER:

Bestellungen im Intra-/Internet der IG Metall über die jeweilige Produktnummer oder über:
sarah.menacher@igmetall.de  

EnergieIndustrie

EnergieIndustrie

ABC der energiewende

EnergieIndustrie

IndustrIepolItIk heute
regIonale BeIspIele der Ig metall

EnergieIndustrie

Produktnummer: 29049-49844 Produktnummer: 29329-50464

HigHtecH, greentecH, 
gute Arbeit
Zukunftsperspektiven des  
MAscHinen- und AnlAgenbAus

EnergieIndustrie

Produktnummer: 30769-53324



EnergieIndustrie


